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Einleitung

Der vorliegende Lagebericht basiert auf der Türkei-Dokumentation vom Mai 2001, zeigt die wesentlichen Ereignisse des vergangenen Jahres auf und beschreibt die heutige Situation. Die Informationen stützen sich vorwiegend auf das Bulletin der türkischen Menschenrechtsstiftung, den IMK-Wocheninformationsdienst, die Berichterstattung in verschiedenen Zeitungen wie Cumhuriyet, Radikal, Daily News, Özgür Politika, diverse Publikationen von türkischen Nichtregierungsorganisationen, diverse Berichte von Amnesty International und HRW, die periodischen Berichte der Kommission der EU, einen Bericht des Auswärtigen Amtes vom März 2003, regelmässige Kontakte mit zahlreichen Vertretern und Vertreterinnen von verschiedenen türkischen Menschenrechtsorganisationen, diverse Webseiten der Parteien und der türkischen Ministerien, Gespräche mit türkischen Delegationen von Nichtregierungsorganisationen, Parlamentariern, Anwälten und Anwältinnen sowie Beobachtungen, welche die Autorin anlässlich ihrer drei Reisen der letzten zwölf Monate gemacht hat. 
1 Aktuelle politische Situation

1.1 Staatliche Institutionen

1.1.1 Legislative

Wohl aufgrund der Tatsache, dass die AKP (Adalet ve Kalkinma Partisi – Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung) die einzige Partei war, welche noch nicht durch Misswirtschaft in Erscheinung getreten ist, und sie deshalb der Bevölkerung glaubwürdig erschien, entschied sich das türkische Volk anlässlich der Frühwahlen vom November 2002, der AKP sein Vertrauen zu schenken. Viele Bürger und Bürgerinnen betrachten die AKP als Vertreterin einer volksnäheren aufrichtigen Parteilinie. 

Den traditionelle Parteien gelang der Einzug ins Parlament nicht mehr. Einzige Ausnahme ist die sozialdemokratischen Partei von Deniz Baykal (CHP – Cumhuriyet Halk Partisi – Partei der Volksrepublik), die im vorhergehenden Parlament nicht mehr vertreten war. Sämtliche vorher im Parlament vertretenen Parteien scheiterten an der jahrelang von ihnen selbst gestützten 10 %-Hürde. Ecevits DSP (Demokratik Sol Partisi – Partei der Demokratischen Linke) erzielte die grössten Verluste und fiel von 22,1 % im Jahre 1999 auf 1,22 % Wählerstimmen. Auch die anderen Regierungsparteien scheiterten am Quorum, die MHP (Milliyetçi Hareket Partisi – Partei der Nationalistischen Bewegung) mit 8,36 % und die ANAP (Anavatan Partisi – Mutterland-Partei) mit 5,13 %. Ebenfalls an der 10 %-Hürde scheiterte die DEHAP (Demokratik Halk Partisi – Demokratische Volkspartei), eine Wahlkoalition der pro-kurdischen HADEP sowie der linken Arbeiterpartei EMEP (Emegin Partisi – Partei der Arbeit). Damit ist die kurdische Minderheit einmal mehr nicht im Parlament vertreten, obwohl sie in den kurdischen Provinzen die wichtigsten Stadtverwaltungen besetzt und aus den Frühwahlen in 13 Provinzen als erste und in drei Provinzen als zweite Partei aus den Wahlen hervorging. 

Die AKP erreichte mit 34,28 % Stimmenanteil die absolute Mehrheit im Parlament, sie ist heute mit 363 von 550 Parlamentariern vertreten. Nur knapp verpasste sie die Zwei-Drittel-Mehrheit (367 Abgeordnete), die ihr sogar Verfassungsänderungen im Alleingang ermöglicht hätte. Neben der AKP gelang einzig der CHP der Einmarsch ins Parlament. Diese erhielt 19,39 % aller Stimmen, was ihr zu 178 Abgeordneten verhalf. Viele Abgeordnete der AKP stehen der Bevölkerung äusserst nahe und stammen aus Mittelstandsfamilien. Sie kennen die Probleme der Bevölkerung aus eigener Erfahrung und ihr Versprechen, gegen Korruption und für Brot und Arbeit einzustehen, sprach der Bevölkerung aus dem Herzen.

Trotz ihres religiösen Hintergrunds stand die AKP während der Wahlkampagne für eine Beschleunigung des Europa-Beitritts der Türkei ein und sieht den EU-Beitritt als eines ihrer politischen Hauptziele. Kurz nach dem Wahlsieg stattete der Parteivorsitzende Erdogan verschiedenen europäischen Regierungen einen Besuch ab, wohl um ein klares Zeichen zu setzen und Bedenken über den künftigen Kurs der Türkei entgegenzuwirken.

1.1.2 Exekutive

Die Exekutive besteht aus dem Kabinett und dem Staatspräsidenten. 

1.1.2.1 Ecevit-Ära

Während der letzten Monate ihrer Regierungszeit hat die Koalitionsregierung von Premierminister Ecevit im Hinblick auf den Beitritt zur EU im August/September 2002 eine weitere wichtige Verfassungsreform vorgenommen, allerdings erst nach grossen Diskussionen mit der rechtsgerichteten MHP einerseits und der Armee andererseits. Die MHP machte ihre Zugeständnisse nicht selten von der Anzahl der ihr zugebilligten Chefposten in der nationalen Verwaltung abhängig. Insgesamt muss dennoch gesagt werden, dass die Koalitionspartner unter dem moderierenden Einfluss von Premierminister Ecevit trotz ihrer sehr unterschiedlichen Interessen ein beachtliches Programm wirtschaftlicher und politischer Reformen in die Wege geleitet haben. Natürlich hat der Druck des IWF und der EU nicht unwesentlich zu diesen Reformen beigetragen. 

Die Regierungskoalition wurde durch verschiedene Skandale im Zusammenhang mit der korrupten Haltung verschiedener MHP-Minister und anderer namhafter Politiker stark geschwächt. Die zunehmende Polarisierung der MHP, im Zusammenhang mit der Notwendigkeit, im EU-Anpassungsprozess endlich auch die wirklich kritischen Punkte anzugehen, eine tiefe Finanz- und Wirtschaftskrise und schliesslich die Parteiaustritte zahlreicher namhafter DSP-Politiker haben zu dieser Schwächung noch beigetragen. 

Ausserdem gaben Armee und Staatspräsident Sezer nach der offenen Auseinandersetzung zwischen Staatspräsident Sezer und Ministerpräsident Ecevit in der Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates vom Februar 2002 ihrer Forderung nach einer effizienten Anti-Korruptions​kampagne immer nachhaltiger Ausdruck. 

Der ehemalige Aussenminister Cem forderte, wie verschiedene seiner Kollegen und Kolleginnen, den sofortigen Rücktritt des gesundheitlich stark geschwächten Ecevits. Weil Ecevit sich weigerte, beschloss Cem schliesslich, aus der Regierung und der Partei Ecevits auszutreten und eine eigene Partei zu gründen, dieser sollte ursprünglich auch der ausserordentliche Finanzminister Dervis beitreten. Aufgrund von Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Notwendigkeit einer grossen sozialdemokratischen Koalition nahm Dervis von Cem und seiner neuen Partei Abstand und schloss sich schliesslich der sozialdemokratischen Partei von Deniz Baykal an. Bis zuletzt versuchte Dervis vergeblich – im Bewusstsein, dass nur eine breite Koalition der sozialdemokratischen Kräfte einen Wahlsieg der religiös-modernis​ti​schen und konservativen AKP verhindern könnte – mit den anderen Vorsitzenden der sozialdemokratischen Parteien eine Einigung zu finden. 

1.1.2.2 AKP-Ära

Mit der absoluten Mehrheit, die die AKP an den Frühwahlen vom November 2002 erzielte, stand einer AKP-Regierung nichts im Wege. Die Frage war jedoch, wer mit der Regierungsbildung betraut würde. Nach den gültigen Bestimmungen wird der Parteivorsitzende derjenigen Partei mit der Regierungsbildung vertraut, die die meisten Wählerstimmen auf sich vereint. Da jedoch Tayyip Erdogan im Laufe eines gegen ihn wegen islamistischer Propaganda angestrengten Verfahrens zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden war, und er deshalb laut Verfassung bis im Februar 2003 mit einem Politikverbot belegt war, weigerte sich Präsident Sezer, ihn mit der Regierungsbildung zu beauftragen. Gegen eine entsprechende Verfassungsänderung, die diese Situation lösen sollte, legte Staatspräsident Sezer sein Veto ein, mit der Begründung, Verfassungsänderungen dürften keinen persönlichen Charakter haben, sondern müssten einem allgemeingültigen öffentlichen Interesse entsprechen. So wurde schliesslich der stellvertretende Vorsitzende der AKP und heutige Aussenminister Abdullah Gül mit der Bildung einer Regierung beauftragt. 

Abdullah Gül zeigte mit der Reduktion der Ministeranzahl auf 25 (inklusive Premierminister) die Bereitschaft der neuen Regierung, die während der Kampagne versprochenen Sparmassnahmen umzusetzen. Die gesamten Staatstrukturen wurden nicht unwesentlich abgespeckt. Die Regierung beschloss Staatswohnungen sowie staatseigenen Boden zu verkaufen und StaatsbeamtInnen ihrer Privilegien zu beschneiden. Als erstes wurden die für die ParlamentarierInnen bestimmten Staatswohnungen zum Verkauf angeboten. Auch der Limousinenpark der Regierung wurde stark verkleinert. 

Nach Ablauf seines Politikverbots musste Tayyip Erdogan bis Anfang März 2003 warten, bis er bei einer Wiederholung der Wahlen in seiner Herkunftsprovinz Siirt als Kandidat der AKP antreten konnte. Die Wahlen vom 3. November 2002 dort sind aufgrund von Unregelmässigkeiten annulliert worden. Nach seiner Wahl trat Abdullah Gül als Premierminister zurück und Tayyip Erdogan wurde mit der Bildung eines neuen Kabinetts betraut. Abdullah Gül wurde als Aussenminister eingesetzt, einige andere Ministerposten wurden bei dieser Gelegenheit ebenfalls umbesetzt. Das heutige Kabinett zählt noch 22 Minister (inklusive Premierminister). 

Der klare Sieg der AKP wurde von vielen als Garantie für eine gewisse Stabilität betrachtet, da ihre absolute Mehrheit im Parlament garantierte, dass Gesetzesreformen und Regierungsgeschäfte fortan ohne wochenlanges Gerangel um Verwaltungsstellen und andere Zusicherungen an Koalitionsparteien effizient verabschiedet werden können. 

Kurz nach seiner Vereidigung entschied das neue Parlament über zahlreiche kleinere Gesetzesreformen, die für den EU-Beitritt von Wichtigkeit sind. Doch sehr schnell zeigte sich deutlich, dass dem Handlungsspielraum der AKP auch Grenzen gesetzt werden, und zwar nicht von anderen Parteien, wohl aber von der Armee. 

Die AKP-Regierung wich als erste Regierung vom bisherigen Kurs der Türkei in Sachen Zypern ab und wollte im Hinblick auf einen EU-Beitritt der gesamten Insel eine "zeitgenössische" Lösung finden. Trotz des grossen Drucks, der auf den Vorsitzenden der zypriotisch-türkischen Minderheit, Denktasch, ausgeübt wurde, gelang es der Regierung nicht, diesen Dauerbrenner vor dem entscheidenden Stichdatum vom Tisch zu bringen. Nur eine Demission von Denktasch hätte wohl zu einer Lösung führen können. Damit musste die neue AKP-Regierung im EU-Dossier bereits einen zweiten aussenpolitischen Misserfolg verzeichnen. Im November 2002 war es ihr schon nicht gelungen, als offizielle Mitglieds​kandidatin eingestuft zu werden. Ein Erfolg in diesem Dossier wäre ein wichtiger Meilenstein im Beitrittskalender der Türkei gewesen. 

Was die Kurdenfrage betrifft, stehen die wichtigsten Fragen nach wie vor an. Zwar wurde der Kurdisch-Unterricht an Privatschulen gesetzlich bewilligt. Doch die wirtschaftliche Situation der Türkei führt dazu, dass nur sehr wenige KurdInnen solche Kurse besuchen können. Kurdisch-Unterricht an Staatsschulen oder Universitäten steht nach wie vor ausser Diskussion, und der ehemalige Premierminister Ecevit hat solchen Unterricht gar als eine Gefahr für die Einheit des Staates bezeichnet. 

Trotz der inzwischen erfolgten Aufhebung des Ausnahmezustandes stellen die Rückkehr der vertriebenen KurdInnen in ihre Dörfer, die nach wie vor amtierenden Dorfschützer, der weiter anhaltende Druck auf die kurdische Bevölkerung und die Inhaftierung von Abdullah Öcalan nach wie vor wichtiges Konfliktpotential dar. 

Im Vorfeld des Irak-Kriegs waren die AKP-Regierung und das neue Parlament einer grossen Zerreissprobe ausgesetzt. Meinungsumfragen ergaben, dass über 90 % der türkischen Bevölkerung gegen eine aktive Involvierung der Türkei in den Irak-Krieg ist. Zahlreiche Demonstrationen und wichtige Lobby-Arbeit haben wohl dazu beigetragen, dass sich das türkische Parlament, zum grossen Entsetzen der Armeespitze und der USA, gegen die Stationierung von US-Truppen in der Türkei ausgesprochen hat. Dieses Abstimmungsresultat führte zur Suspendierung einer von der Regierung in intensiven Verhandlungen ausgehandelten Finanzhilfe von 26 Milliarden US-Dollar, welche für die leeren Staatskassen von äusserster Wichtigkeit gewesen wären. Durch das Ausbleiben dieser Finanzhilfe sah sich die AKP-Regierung gezwungen, eine äusserst unpopuläre Spezialsteuer einzuführen, um laufende Ausgaben, wie zum Beispiel die Auszahlung der Löhne des Staatspersonals, bestreiten zu können. Nach Bildung der neuen Regierung unter Tayyip Erdogan wurde dem Parlament eine abgeschwächte Vorlage vorgelegt, die den US-Kriegsflugzeugen den türkischen Luftraum öffnen sollte. Diese Vorlage wurde schliesslich vom Parlament genehmigt. Als Gegenleistung erhielt die Türkei eine Milliarde US-Dollar. Die türkische Armee musste aber auch auf ihre seit Monaten gehegten Pläne verzichten, in den Nordirak einzumarschieren. Nicht weniger als 40'000 Soldaten der türkischen Armee waren mehrere Monate an der nordirakischen Grenze stationiert. Unter ihnen sollen sich auch rund 2000 Dorfmilizionäre befunden haben, die anscheinend aus den kurdischen Dörfern abgezogen wurden, um im Nordirak zur Blockierung möglicher Flüchtlingsströme eingesetzt zu werden. 

Ziel der türkischen Armeespitze ist auch heute noch zu verhindern, dass sich ein starker kurdischer Staates im Nordirak bildet. Schliesslich garantierten die USA der türkischen Armeespitze, dass sie die kurdischen Peschmergas nicht allein nach Kirkuk und Mossul marschieren lassen würden. Dort befinden sich 30 % der irakischen Erdölreserven, was einem erweiterten kurdischen Staat die von der türkischen Armeespitze so befürchtete wirtschaftliche Macht verleihen würde. Während des Krieges behielt sich die türkische Armee das Recht vor auf einen Einmarsch in den Nordirak für den Fall der Gefahr einer Flüchtlingswelle und im Falle einer Bedrohung der turkmenischen Minderheit. Die Armee beobachtet die Entwicklung der Situation im Nordirak auch heute noch mit grossem Interesse und gibt regelmässig ihrer Forderung Ausdruck nach einer Verhinderung der Bildung eines kurdischen Staates. 

Aufgrund ihrer unklaren Haltung während des Irakkrieges kann die Türkei weder auf die uneingeschränkte Gunst der EU, noch auf umfassende finanzielle Hilfe der USA zählen. Gleichzeitig hat sie aber auch wichtige Einkünfte aus dem Ölgeschäft mit dem Nordirak und dem Tourismus verloren. Dadurch hat sich die Wirtschaftskrise bereits verschärft und wird sich je nach Entwicklung der Tourismussaison noch weiter verschärfen. 

1.1.2.3 Der Staatspräsident

Staatspräsident Sezer spielt weiterhin eine äusserst wichtige Rolle. Er versteht sich vor allem als Hüter der Rechtsstaatlichkeit der verabschiedeten Gesetze, legt sein Veto gegen Gesetze ein, welche das Gleichheitsprinzip und andere rechtsstaatliche Prinzipien verletzen, sieht sich aber auch wie die Armee als Hüter des laizistischen Charakters des Staates. Er besteht immer wieder auf der Notwendigkeit einer breit angelegten Demokratisierung und den Respekt der Menschenrechte. 

Als dezidierter Verfechter des Laizismus war das Einvernehmen zwischen ihm und der AKP-Regierung von Anfang an getrübt. Wie bereits erwähnt, stellte er sich kurz nach den Wahlen gegen eine Verfassungsrevision, welche vom Parlament mit einer Mehrheit von 414 gegen 18 Stimmen angenommen worden war. Mit der Revision sollte das Betätigungsverbot für Politiker aufgehoben werden, die wegen "ideologischer oder anarchistischer Aktivitäten" vorbestraft sind. Er vertrat damals die Meinung, die Aufhebung dieses Artikels entspräche einem rein persönlichen Interesse des Parteivorsitzenden der AKP und keinem allgemeinen Interesse.

Seine Haltung gegenüber dem islamischen Kopftuch ist unnachgiebig. Er stützt sich dabei auf einen Entscheid des Verfassungsgerichts, der das Tragen von Kopftüchern im öffentlichen Dienst und in öffentlichen Räumen verbietet. Er weigerte sich zudem, an der Seite von Frau Erdogan an den Feierlichkeiten zum Kinderfest vom 23. April teilzunehmen, weil sie ein Kopftuch trägt. Dies führte zu heftigen Reaktionen der AKP-Parlamentarier​Innen.

Als Folge dieser Spannungen wurde in AKP-Kreisen auch schon diskutiert, ob der Präsident durch einen Entscheid des Parlaments nicht abgewählt werden könne. Aufgrund des oben erwähnten starken Drucks der Armee wird sich das Parlament wohl aber nicht aufs Glatteis begeben. 

Im seit 1999 im Brennpunkt der türkischen Innenpolitik stehenden Dossiers der hungerstreikenden Gefangenen hat er die Situation weitgehend entschärft, indem er sämtliche Gesuche von Gefangenen auf Hafterlass aus gesundheitlichen Gründen positiv entschieden hat. 

Auch bezüglich der nichtmuslimischen Glaubensgemeinschaften hat Staatspräsident Sezer als erster Präsident eine neue Haltung eingenommen. Im Dezember 2000 richtete er eine Weihnachtsbotschaft an die Christen und setzte sich für eine Erweiterung ihrer Rechte ein.

1.1.3 Der Nationale Sicherheitsrat

Wie wir bereits in früheren Publikationen erwähnt haben, werden die wichtigen Regierungsgeschäfte im Nationalen Sicherheitsrat abgewickelt. Die dort vertretene Armee spielt weiterhin eine negative Rolle und ist ein wichtiger Hemmschuh für die notwendigen EU-Anpas​sungen. Obwohl die Armeepräsenz im Nationalen Sicherheitsrat von sieben auf fünf Personen abgebaut und die Anzahl der zivilen Vertreter erhöht und ihr Einfluss durch den beratenden Charakter des Sicherheitsrates eingeschränkt wurde, setzt die Armee ihren Willen in diesem Gremium nach wie vor durch. Der Premierminister kann keine wichtigen innen- und aussenpolitische Geschäfte realisieren, wenn er nicht über die vorherige Zustimmung der Armee verfügt. 

Obwohl der Inhalt der Sitzungen des Sicherheitsrates nie an die Öffentlichkeit gelangt, sind sich Türkei-KennerInnen einig, dass die Armeevertreter die AKP anlässlich der monatlichen Sitzungen immer wieder "zurückgepfiffen" haben und dass ihr ein klarer politischer Rahmen gesetzt wurde. Sensible innen- und aussenpolitische Dossiers, wie die Lösung der Zypern- und der Kurdenfrage oder das Kopftuchverbot an den Universitäten und im öffentlichen Dienst, sind deshalb weitgehend blockiert. Auch die Haltung der Türkei im Zusammenhang mit dem Irak-Krieg wurde massgeblich dadurch beeinflusst. Die sich daraus ergebende widersprüchliche Haltung der AKP-Regierung stellt ihre interne und internationale Glaubwürdigkeit nicht unwesentlich in Frage, und bereits heute verhehlt ein Teil der AKP-Wähler​Innen​schaft ihren Unmut nicht. 

In der zweiten Maihälfte sind weitere Spannungen zwischen der AKP-Regierung und der Armeespitze öffentlich geworden. Einige Zeitungen begannen, von Militärputsch zu sprechen. Allerdings wurde der Vorwurf laut, dass diese Gerüchte von der pro-kemalis​tischen Presse lanciert würden. Anlässlich einer Presseorientierung vom 26. Mai 2003, zu der die Armeespitze eingeladen hatte – und von der sämtliche der Regierung nahestehenden Medien ausgeschlossen waren –, hat Chefgeneral Hilmi Özkok zu erkennen gegeben, dass die Armeespitze darüber beunruhigt sei, dass zunehmend wichtige Stellen innerhalb der Bürokratie durch religiöse Radikale besetzt würden, dass sich die Armee mit dieser Politik keineswegs einverstanden erklären könne, die Armee jedoch keinen allgemeinen Unmut empfinde. In gewissen Zeitungen wurden Vergleiche mit der Regierung Erbakan gezogen. Erbakan ist bekanntlich von der Armeespitze auf sanfte Weise zur Demission gezwungen worden, weil die Armee mit seinem Kurs nicht mehr einverstanden war. In Anbetracht der Geschichte ist sich die AKP-Regierung ihres geringen Handlungsspielraums bewusst und weiss, dass sie dem Unmut der Armeespitze Rechnung tragen muss.

1.1.4 Die Judikative

In der Türkei gibt es heute noch acht Staatssicherheitsgerichte. Diese befinden sich in 
Adana, Ankara, Diyarbakir, Erzurum, Istanbul, Izmir, Malatya und Van.

Leider muss jedoch auch nach dieser Reduktion festgestellt werden, dass die Staatssicherheits-Gerichte mit ihren Urteilen teilweise nach wie vor grundlegende rechtliche Grundsätze verletzen, zum Teil willkürliche Entscheide fällen und es immer noch vorkommt, dass unter Folter erzwungene Aussagen als Grundlage für eine Verurteilung verwendet werden.

Die Kompetenzen der Staatssicherheits-Gerichte wurden in den letzten Jahren abgebaut, sie sind heute für Verfahren zuständig, in denen es um Verstösse gegen die unteilbare Einheit des Staates und das Laizismus-Prinzip sowie um Delikte gegen den Staat geht. Verfahren wegen Verstosses gegen das Versammlungsgesetz werden heute vor ordentlichen Strafgerichten durchgeführt. Bei den Presseverfahren wird ein Teil vor den Staatssicherheitsgerichten (Kriterien wie oben erwähnt) und ein Teil vor den ordentlichen Strafgerichten geführt.

1.2 Die Parteienwelt

1.2.1 Legale Parteien 

Nebst den im Kapitel 1.1.1 erwähnten im Parlament vertretenen Parteien AKP und CHP gibt es 47 im Parlament nicht vertretene legale Parteien. Die wichtigsten sind die ehemaligen Regierungsparteien, die grossen Verliererinnen der letzten Wahlen, die, wie bereits erwähnt, die 10 %-Hürde nicht nehmen konnten: DSP (Bülent Ecevit): 1,22 %, ANAP (Mesut Yilmaz) 5,13 %, MHP (Devlet Bahceli) 8,36 %, aber auch frühere Regierungsparteien wie die DYP (Tansu Ciller) 9,54 %. Die neu gegründete YTP (Yeni Türkiye Partisi – Neue Partei der Türkei: sozialdemokratische Partei) von Ismail Cem hat mit 1,15 % ebenfalls überraschend wenig Stimmen auf sich vereinigt. Die GP (Genç Parti – Junge Partei, rechtsradikale Partei auf der Linie von Berlusconi, welche von einem jungen Medienmagnat ins Leben gerufen worden ist) ist mit 7,25 % der Stimmen erfolgreicher gewesen.

Als Konsequenz dieses Wahlausgangs haben Mesut Yilmaz und Tansu Ciller sofort nach den Wahlen ihren Rücktritt von der Parteispitze bekannt gegeben. Bülent Ecevit und Devlet Bahçeli haben erklärt, sich anlässlich des nächsten Kongresses zurückzuziehen. Mehmet Agar, ehemaliger Sondergouverneur und späterer Innenminister, hat die Parteiführung der DYP, Ali Talip Özdemir diejenige der ANAP übernommen.

Die pro-kurdische HADEP, welche seit mehreren Jahren mehrere wichtige Stadtverwaltungen in den kurdischen Provinzen verwaltet, hat sich aufgrund eines drohenden richterlichen Verbots in einer Koalition mit der sozialistischen EMEP (Emegin Partisi – Partei der Arbeit von Levent Tüzel) neu unter dem Namen DEHAP (Demokrat Halk Partisi – Demokratische Volkspartei von Mahmut Ihsan Özgen) konstituiert. Sie konnte trotz ihrer Koalition mit der EMEP und einem weiterhin hohen Stimmenanteil in den kurdischen Provinzen und einer absoluten Stimmenmehrheit in 13 Provinzen des Ostens gesamthaft lediglich 6,22 % der Wählerstimmen auf sich vereinigen. Es gelang ihr einmal mehr nicht, die kurdische Bevölkerung in den westtürkischen Grossstädten zu mobilisieren, um die 10 %-Hürde zu nehmen.

Weitere Splitterparteien auf der rechten Seite sind: BBP (Büyük Birlik Partisi – Grosse Einheitspartei von Sabit Batumlu) 1,02 %, die BTP (Bagimsiz Türkiye Partisi – Unabhängige Partei der Türkei von Prof. Dr. Haydar Bas) 0.48 %, die YP (Yurt Partisi – Partei der Heimat von Sadettin Tantan) 0,94 %, die LDP (Liberal Demokrat Parti – Liberale Demokratische Partei) 0,28 %, die SP (Saadet Partisi – Wohlfahrtspartei von Recai Kutan) 2,49 %, MP (Millet Partisi – Nationale Partei von Aykut Edibali) 0,22 %.

Linke legale Oppositionsparteien wie die ÖDP (Özgürlük ve Dayanisma Partisi – Freiheits- und Solidaritätspartei von Ufuk Aras, seit den Wahlen mit Hayri Kozanoglu) 0,34 %, die TKP (Türk Komünist Partisi – Türkische Kommunistische Partei von Aydemir Güler) 0,19 %, die IP (Isçi Partisi – Arbeiterpartei von Dogu Perincek) 0,51 % konnten nur verschwindend wenig Wählerstimmen auf sich vereinigen und spielen nach wie vor eine äusserst marginale Rolle. Einige Kandidaten sind als Unabhängige angetreten und haben 1 % der Stimmen erhalten.

Neben diesen 18 Parteien, die sich an den Wahlen beteiligt haben, gibt es weitere 31 Parteien jeder Ausrichtung, die nach dem Parteiengesetz legal gegründet worden sind.

Über die Verfolgungssituation der Mitglieder dieser linken Oppositionsparteien werden im Kapitel 2.9 weitere Ausführungen gemacht.

1.2.2 Illegale Parteien

Als illegale linke Organisationen machen vor allem die KADEK, DHKP/C, die TKP/ML-TIKKO und die MLKP von sich reden. Was die Verfolgungssituation der Mitglieder und Anhänger dieser Parteien betrifft, werden wir unter IV weitere Ausführungen machen.

1.2.2.1 KADEK (Ex-PKK)

Seit der Inhaftierung von Abdullah Öcalan hat die PKK immer wieder zu erkennen gegeben, dass sie Wege für eine politische Lösung suche und auf eine weitere militärische Konfrontation mit dem türkischen Staat verzichten wolle. Sie hat zwar seit 1999 einen grossen Teil der auf etwa 5000 GuerillakämpferInnen geschätzten Truppen abgezogen, ist jedoch nie zu einer Entwaffnung ihrer Einheiten und einer totalen Auflösung geschritten. Wir haben sogar Informationen erhalten, wonach in der Türkei neue Mitglieder für die Guerilla angeworben worden sein sollen, wenn auch in einem unvergleichlich geringeren Ausmass als früher.

Wie bereits in der Aktualisierung vom Mai 2001 erwähnt ist, sollen sich nach Informationen des ehemaligen Ministerpräsidenten Ecevit noch rund 500 Guerillamitglieder in den Bergen der kurdischen Provinzen aufhalten. So ist es auch immer wieder zu sporadischen bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen der Armee und Guerilla-Gruppen gekommen. Aufgrund der bekannt gewordenen Auseinandersetzungen können Idil, Lice, Tunceli und Bingöl als Orte angegeben werden, wo sich solche Gruppen aufhalten.

Laut Informationen vom Oktober 2002 auf der staatlichen Internetseite www.pkkgercegi.net (PKK-Realität) sollen etwa 500 PKK-AktivistInnen in kleinen Gruppen in die Türkei eingeschleust worden sein.

Um ihrem Willen nach einer politischen Lösung Ausdruck zu verleihen, hat die PKK im April 2002 ihre Auflösung und die Gründung der KADEK (Kurdischer Freiheits- und Demokratiekongress) bekannt gegeben. Doch sowohl die türkischen Behörden als auch die EU gaben sehr schnell zu erkennen, dass diese Namensänderung nicht dazu führen würde, die KADEK nicht auf die Liste der Terrororganisationen zu nehmen.

Kürzlich hat die Türkei die NATO davor gewarnt, die PKK habe im Nordiran im Jahre 2002 neue Lager aufgebaut. Dies kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, weil die PKK nach ihrer Vertreibung aus Syrien im Nordirak verstärktem Druck ausgesetzt war. Dieser Druck war auf die zunehmend feindliche Haltung der kurdischen Führer Barzani und Talabani einerseits und den wiederholten Einmarsch der türkischen Armee in den Nordirak andererseits zurückzuführen. Dadurch sah die PKK-Guerilla ihre Sicherheit und Bewegungsfreiheit stark eingeschränkt und hat sich immer mehr in den Iran abgesetzt. Dass sich die KADEK-Spitze heute im Iran aufhält, ist naheliegend. Nach Angaben der türkischen Behörden soll sie dort militärische Trainingslager unterhalten. Diese Information muss mit Vorbehalt aufgenommen werden, nicht zuletzt weil die türkischen Behörden behaupten, dass sich drei solche Lager in der Stadt Umriye befänden, diese als medizinische Versorgungsstätten getarnt seien und sich die KADEK mit der Organisation El-Kaida verbrüdert habe.

1.2.2.2 DHKC

"Wir führen einen anti-faschistischen, anti-imperialistischen, anti-oligarchistischen revolutionären Volksbefreiungskampf in Anatolien." Mit diesen Worten stellt sich die DHKC (Devrimci Halk Kurtulus Cephesi – Revolutionäre Volksbefreiungsfront) auf ihrer Webseite vor.

Im Mittelpunkt des Geschehens stand die DHKC seit 1999 im Zusammenhang mit dem kollektiven Hungerstreik in den türkischen Gefängnissen. Der Hungerstreik wurde später in einen "Todesstreik" umgewandelt – am 27. März 2003 hat er das 106. Todesopfer gefordert. Die DHKC hat diesen Todesstreik zu einer ihrer politischen Kampfmethoden gemacht. Im Laufe des seit Dezember 2000 andauernden Streiks hat die Partei ihre Forderungen immer wieder verändert. Diese passten sich dem Weltgeschehen an und gingen zeitweise ganz klar über Forderungen bezüglich der Veränderung der Haftsituation hinaus.

Nachdem sich in der ersten Phase des Hungerstreiks AnhängerInnen unterschiedlicher Parteien und Gruppierungen beteiligt haben, nahmen verschiedene Organisationen bald wieder Abstand. Die PKK zum Beispiel hat sich relativ schnell vom Hungerstreik distanziert. Während einiger Zeit beteiligten sich die AnhängerInnen der MLKP, der TKP/ML und der DHKC noch weiter daran.

Zuletzt gehörten die Hungerstreikenden ausschliesslich der DHKC an. Laut Aussagen von ehemaligen Hungerstreikenden soll die Partei beträchtlichen Druck auf ihre AnhängerInnen ausüben, damit sie die Hungerstreiks weiterführen. So sollen Todesstreikende, die aus gesundheitlichen Gründen für sechs Monate aus dem Gefängnis entlassene wurden, von der Organisation angehalten worden sein, ihren Streik in verschiedenen Häusern, zuletzt in einem Haus im Gecekondu (Armenviertel) Armutlu (Istanbul), weiter zu führen. Zahlreiche ehemalige Todesstreikende haben sich in der Zwischenzeit, zum Teil auch unter dem Druck ihrer Familie, ins Ausland abgesetzt, um sich der Organisation zu entziehen. 

Die DHKC ist durch diesen Todesstreik stark geschwächt worden. Im Übrigen macht die DHKC immer wieder mit Bombenanschlägen von sich sprechen. Sie scheint weiterhin eine gewalttätige Linie zu verfolgen und sich der Stadtguerillastrategie verschrieben zu haben. Seit geraumer Zeit hat sie sich der radikalen Linie des Anti-Globalisierungskampfes angeschlossen. So hat sie am 15. April 2003 in den Stadtteilen Pendik und Sirkeci von Istanbul Mc Donalds-Filialen in die Luft gesprengt und einen Bombenanschlag gegen einen Wohnbezirk lanciert, in welchem Richter wohnen. Die DHKC verlangt mit diesen Ak​tionen von den USA sowie den mit den USA zusammenarbeitenden Regierungen Rechen​schaft über die im Irak und in der Türkei verübten Massaker.

Bei 1. Mai- und anderen Demonstrationen sind regelmässig junge AnhängerInnen der DHKC zu erkennen, die ihre Sympathie für die DHKC offen zur Schau tragen. Die DHKC führt auch unbewilligte Plakataktionen und Flugblattverteilaktionen durch.

Die DHKC unterhält im Ausland Solidaritätskomitees mit den Todesstreikenden. Zeitweise haben sich AnhängerInnen der Organisation an Solidaritätshungerstreiks beteiligt. In Basel machte eine junge Anhängerin selbst einen Solidaritätstodesstreik. Die Organisation unterhält in der Schweiz mehrere Vereine und ist vor allem in Basel und Bern relativ stark vertreten. Die DHKC hat sich an den schweizerischen Demonstrationen gegen den Krieg im Irak beteiligt und versteht sich als Teil der Anti-Globalisierungsbewegung.

1.2.2.3 TKP/ML-TIKKO//MKP

Die TKP/ML-TIKKO ist in der Türkei seit längerer Zeit kaum mehr in Erscheinung getreten. Dementsprechend ist es auch kaum mehr zu gegen sie gerichteten Operationen gekommen. Dies ist einerseits auf die Spaltung der Organisation und breit angelegte Operationen gegen beide Flügel der Organisation im Jahre 1998 zurückzuführen, andererseits auf die Neu​orientierung der Partei anlässlich des ersten Parteikongresses vom 15. September 2002.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Entführung eines Bewohners aus dem Dorf Sirçal (Tokat) im Jahre 2002 mit diesen Operationen im Zusammenhang steht. Er könnte von der TIKKO als Verräter bestraft worden sein. 

Am 18. Mai 2001 ist die TKP/ML Maoist Parti Merkezi mit einem Flugblatt mit dem Titel "Stra​tegie und Taktik der TKP/ML Maoist Parti Merkezi" in Erscheinung getreten. Dieses Dokument sollte für die jungen kommunistischen-proletarischen Internationalisten eine Anleitung sein. Bei den Herausgebern handelt es sich um eine Gruppe von Personen, die sich um eine Zeitschrift mit dem gleichen Namen organisiert. Diese Zeitschrift will den Faschismus, Chauvinismus und jede Art von reaktionärer Haltung bekämpfen. Sie versteht sich als die Stimme des Proletariats, das aufgrund seiner Ethnie oder seiner religiösen Überzeugung in der Türkei und in Türkisch-Kurdistan unterdrückt wird. Der Marxismus-Leninis​mus-Maoismus wird als Leitlinie betrachtet, und die Zeitschrift soll die gemeinsame Stimme der Maoisten weltweit sein. 

Anlässlich des ersten Kongresses vom 15. September 2002, den die TKP/ML 31 Jahre nach ihrer Gründung (24. April 1972 in den Bergen von Kürecik (Malatya)) durchgeführt hat, übte die Organisation grundlegende Selbstkritik bezüglich ihrer fehlerhaften Taktik und Politik in der Vergangenheit und gab sich einen neuen Namen: Maoistische Kommunistische Partei (Maoist Komünist Partisi). Die Partei erklärte, dass es sich nicht um einen Wandel der Grundsätze der TKP/ML handle, sondern um eine Veränderung deren Art. Beide Organisationen hätten den Maoismus als ideologische Quelle. Die neue Organisation beruft sich weiterhin auf Ibrahim Kaypakkaya, den Begründer der TKP/ML. Die Maoisten müssten innerhalb der Revolutionäre eine führende Rolle spielen und die Arbeiterklassen dazu bringen, sich der Volksarmee anzuschliessen respektive sich innerhalb der Maoistischen Jugendeinheiten zu engagieren.

Die AnhängerInnen der MKP nehmen regelmässig an Demonstrationen zum 1. Mai usw. teil, wo sie offen ihre Fahnen tragen. Sie scheinen bis jetzt nicht im Zusammenhang mit gewalttätigen Aktionen in Erscheinung getreten zu sein.

Die Organisation unterhält in der Schweiz Vereine, ist aber auch hier in den letzten Jahren nicht mehr sehr stark in Erscheinung getreten. Am stärksten ist sie in Zürich vertreten. Die Organisation ist anlässlich der schweizerischen Demonstrationen gegen den Krieg im Irak in Erscheinung getreten und beteiligt sich an der Anti-Globalisierungsbewegung.

1.2.2.4 MLKP

Bereits in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre haben fünf verschiedene Organisationen mit sozialistischem Gedankengut begonnen, über eine Fusion der kommunistischen Kräfte zu diskutieren. Ende 1987 hat sich die TKIH bereit erklärt, mit der TIKB, der TDKP und der TKP/M-L Hareketi eine gemeinsame Organisation zu gründen. Damit waren die ideologischen Unstimmigkeiten zwischen pro-albanischen und maoistischen Kräften aus dem Wege geräumt. Im Jahre 1989 haben die TKIH und die TKP/M-L Hareketi eine gemeinsame Erklärung herausgegeben, in der sie zur Vereinigung aller kommunistischen Gruppen aufgerufen haben. Im März 1990 wurde ein gemeinsames Komitee gegründet, um diesen Fusionsprozess zwischen der TKP/M-L Hareketi, der TKIH und der TDKIH voranzutreiben. Im September 1991 hat die TDKIH die TKIH integriert. In der gleichen Zeit haben die TKP/M-L Hareketi und die TKIH die TDKP und die TIKB aufgerufen, sich diesem Fusionsprozess anzuschliessen, doch diese beiden Organisationen haben sich davon distanziert. Im April 1993 haben sich Delegierte der Organisationen TKP/M-L Hareketi und der TKIH getroffen, um über die Modalitäten des weiteren Fusionsprozesses zu diskutieren. Dieser Prozess wurde am zweiten Kongress der TKIH und am der fünften Generalkonferenz der TKP/M-L Hareketi ratifiziert. Nach diesen beiden Kongressen wurde ein Fusionskomitee gegründet, welches die internen Diskussionen in den beiden Organisationen vorantrieb. Im Hinblick auf diese Diskussion wurde die Zeitschrift "Birlik Iradesi" (Fusionswille) herausgebracht, von der 26 Ausgaben erschienen sind. Als Resultat dieses fünfjährigen Fusionsprozesses wurde im September 1994 an einem Fusionierungskongress die MLKP-K als Fusion der TKP/M-L Hareketi und der TKIH gegründet. Im September 1995, anlässlich der ersten Partei- und Fusionskonferenz, hat die TKP/M-L (YIÖ) ebenfalls mit der MLKP-K fusioniert und die maoistische Linie der MLKP verstärkt. An der gleichen Konferenz hat sich die MLKP-K in MLKP umbenannt. Die KGÖ ist die Jugendorganisation der MLKP. Sie ist unter anderem unter den Studierenden sehr aktiv.

Diese Fusion hat der Organisation einen Aufschwung gegeben und sie hat im März 1995, anlässlich der Gazi-Ereignisse (Aufstand der Aleviten im Stadtteil Gaziosmanpasa (Istanbul) gegen die bewaffnete Repression der Polizei), eine wichtige Rolle gespielt. Zwischen März und Mai 1995 organisierte die Organisation eine Kampagne, um den verschollenen Hasan Oçak zu finden, welcher von der Polizei festgenommen und unter Folter getötet worden ist. Die MLKP beteiligte sich namhaft an der Organisation eines Kongresses gegen das Verschwindenlassen in Polizeihaft und an der Bewegung der Samstagsmütter. An 1. Mai- und anderen Demonstrationen sind regelmässig Banderolen der MLKP zu erkennen. Am 7. Juni 1998 ist die MLKP entgegen ihrer sonstigen Politik gewalttätig in Erscheinung getreten. In einer Stellungnahme an den IHD Istanbul teilt die Organisation mit, dass sie Tacettin Asçi, den Kassier des IHD Bursa, sowie Ahmet Aydin umgebracht habe, weil die beiden Polizeiinformanten gewesen seien.
Die MLKP unterhält in der Schweiz mehrere Vereine und hat sich stark an Solidaritätsaktionen mit den Hungerstreikenden beteiligt. Es waren AnhängerInnen der MLKP, die im Dezember 2001, wegen der Stürmung der türkischen Gefängnisse durch Gendarmerie und Polizei, während einer Führung einen Saal des Bundeshauses besetzt haben. Die MLKP hat in Europa mit AnhängerInnen der DHKP-C ein Solidaritätskomitee (DETUDAK – Solidaritäts-Komitee mit den politischen Gefangenen in der Türkei) gegründet. Die Organisation trat auch anlässlich der schweizerischen Demonstrationen gegen den Krieg im Irak in Erscheinung und beteiligt sich an der Anti-Globalisierungsbewegung.
1.3 Die Türkei und der EU-Beitritt

1.3.1 Grundlagen für den EU-Beitritt

Nach dem Beschluss der Kopenhagener-Gipfelkonferenz des Europäischen Rats vom Juni 1993, kann ein assoziiertes Land der EU beitreten, wenn es dafür die wirtschaftlichen, die sozialen und vor allem die politischen Kriterien erfüllt, welche sich auf die folgenden drei Pfeiler abstützen:

I. institutionelle Stabilität als Garantie für eine demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten,

II. eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten sowie

III. die Übernahme des 'Acquis Communautaire', d.h. (1) den Inhalt, die Prinzipien und die politischen Ziele der Verträge (einschliesslich der Verträge von Maastricht, Amsterdam und Nizza), (2) die Gesetzgebung auf der Basis der Verträge und die Rechtsprechung des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs, (3) die angenommenen Stellungnahmen und Resolutionen innerhalb des EU-Rahmens, (4) die Positionen, Erklärungen und Entscheidungen im Rahmen der gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik, (5) die Positionen, Entscheidungen und angenommenen Konventionen im Rahmen der gemeinsamen Justiz- und Innenpolitik, (6) die internationalen Abkommen der EU und die Vereinbarungen zwischen den Mitgliederstaaten, die bezüglich der EU-Aktivitäten geschlossen worden sind.

Am 9. Oktober 2002 wurde einmal mehr klar, dass die Türkei nicht auf der "Prioritätenliste" der EU steht. So wurde ihr trotz der relativ umfassenden Gesetzesreformen im Hinblick auf einen EU-Beitritt einmal mehr ein Datum für den Beginn der Beitrittsverhandlungen versagt. Wenn die politischen und wirtschaftlichen Reformen in der gewünschten Weise verwirklicht und die verschiedenen Gesetzesänderung auch in die Praxis umgesetzt werden, kann die Türkei Ende 2004 mit der Aufnahme von Beitrittsgesprächen rechnen. Voraussetzung dafür ist die Erfüllung der politischen Kriterien von Kopenhagen. Dies ist für die Regierung Erdogan eine wichtige Herausforderung, hat sie doch ihre ganze Strategie auf den EU-Beitritt ausgerichtet. Für einen definitiven Beitritt der Türkei zur EU hat der ehemalige Wirtschaftssonderminister Dervish einmal 10-15 Jahre als zu erwartende Zeitspanne erwähnt. Diese Frist dürfte im Hinblick auf die grossen, an die Türkei gesetzten Herausforderungen und die bestimmt nicht sehr einfache Integration der zehn neuen EU-Mitglieder nicht unrealistisch sein.

1.3.2 Dialog zur Zypernfrage

Im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt soll eine umfassende Lösung für Zypern gefunden werden, die auf den Initiativen des Generalsekretärs der Vereinigten Nationen aufbaut. Wie wir bereits im Kapitel 1.1.2.2 festgehalten haben, konnte sich die AKP-Regierung trotz ihrer diesbezüglich positiven Haltung gegenüber dem Vorsitzenden der Türkisch-Zyprioten nicht durchsetzen und hat somit die Gelegenheit verpasst, die Zypernfrage noch vor dem Beitritt von Griechisch-Zypern zur EU zu lösen. Es wurden anlässlich der letzten Gespräche lediglich gewisse Änderungen verabschiedet, welche eine Öffnung der Grenzen und eine namhafte Erleichterung des Personenverkehrs zwischen den beiden Inselteilen ermöglichen. 

1.3.3 Politische Entwicklungen

Die Türkei wird angehalten, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und dessen fakultatives Protokoll sowie den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und das Protokoll Nr. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention bezüglich der Abschaffung der Todesstrafe zu ratifizieren. Sie wird angehalten, die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und insbesondere die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte einzuhalten.

Am 15. Januar 2003 hat die Türkei das 6. Zusatzprotokoll zur EMRK unterzeichnet. Was die Ratifikation des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte betrifft, hat die aussenpolitische Kommission des türkischen Parlaments kürzlich gegen den Vorschlag der Regierung beschlossen, diesen Pakt dem Parlament zur vorbehaltslosen Annahme zu empfehlen. Das Parlament dürfte sich im Juni 2003 dazu äussern, und es ist mit einer Annahme des Vorschlags zu rechnen. Nach türkischem Recht werden ratifizierte internationale Pakte zu internem Recht, was bei diesem Pakt im Zusammenhang mit der Kurdenfrage nicht von unwesentlicher Bedeutung ist, da er Minoritätenrechte wie Radio- und Fernseh-Sendungen und Unterricht in Muttersprache garantiert. Die Regierung wollte einen Vorbehalt anbringen für den Fall, dass dessen Anwendung Gefahren für die territoriale Einheit der Türkei mit sich bringe.

Mit der Verfassungsrevision vom August/September 2002 hat das Parlament die Verbindlichkeit der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte anerkannt. Es führte die Möglichkeit ein, innerstaatlichen Urteile in Revision zu ziehen, falls der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die Türkei verurteilt hat. Aufgrund dieser Bestimmung sind die Verfahren gegen die ehemalige kurdische Abgeordnete Leyla Zana und ihre Kollegen wieder aufgenommen worden. 

Damit die europäische Rechtssprechung durch die türkischen Gerichte umgesetzt wird, ist eine umfassende Schulung der Richter und der Erlass von entsprechenden Weisungen absolut notwendig. Türkische und kurdische Rechtsanwälte weisen immer wieder darauf hin, dass sie die Entscheide des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrecht in der Originalverpackung in den Büros der Richter erkennen könnten und dass die Richter sich nicht darum bemühten, die Entscheide durchzulesen. Sie seien dann erstaunt, wenn sie von den RechtsvertreterInnen auf den einen oder anderen Entscheid aufmerksam gemacht würden. Die Schulung der Anwälte durch die verschiedenen Anwaltskammern ist somit nicht ohne Wirkung geblieben, setzen sich diese doch regelmässig dafür ein, dass die Entscheide von Strassburg auch in der täglichen Praxis durchgesetzt werden.

1.3.4 Verfassungs- und Gesetzesänderungen

In den letzten zwei Jahren hat das Türkische Parlament im Hinblick auf ihre Aufnahme als Beitrittskandidatin fünf Gesetzgebungspakete verabschiedet, um die innerstaatliche Gesetzgebung europakonform zu machen und die Kriterien von Kopenhagen zu erfüllen. Das sechste Anpassungspaket wird Mitte Juni dem Parlament vorgelegt werden, obwohl die Armeespitze mit dessen Inhalt nur teilweise einverstanden ist
Im Oktober 2001 wurden 34 Artikel der Türkischen Verfassung revidiert. Dieses Reformpaket betraf zu einem grossen Teil die Verbesserung der Menschenrechte und die Restrukturierung der demokratischen Institutionen. Es handelte sich um den ersten Schritt eines politischen Reformprozesses, welcher mit den weiteren Reformpaketen vervollständigt wurde.

Am 1. Januar 2002 ist das im November 2001 verabschiedete neue Zivilgesetzbuch in Kraft getreten. Eingeführt wurden erweitere Vereins- und Versammlungsrechts, gleiche Rechte für Frau und Mann sowie vermehrte Schutzgarantien für Kinder.

Im Februar 2002 wurde das erste Gesetzgebungspaket verabschiedet. Gegenstand der Revision waren vor allem die so genannten Gewissensartikel Art. 159 und Art. 312 TStGB, welche die Grundlage für die Inhaftierung zahlreicher Schriftsteller und Intellektueller gewesen waren. Seit der Revision von Art. 312 TStGB (Förderung des Hasses und der Feindschaft, indem auf Klassen-, Rassen- und Religionsunterschiede hingewiesen wird) kann nicht mehr  verurteilt werden, wer Ansichten und Gedanken bloss äussert, es muss neu ein Aufruf zur Gewalt und eine Gefahr für die öffentliche Ordnung vorliegen. Was Artikel 159 TStGB betrifft, wurde lediglich das Höchststrafmass auf die Hälfte reduziert; der Anwendungs​bereich dieses Artikels wurde sogar erweitert (Verunglimpfung des Türkischen Staates und seiner Institutionen – und seit der im Februar 2002 durchgeführten Gesetzesänderung – des Türkentums, der Republik, des Militärs, der Justiz, etc.). Menschenrechts​orga​nisa​tionen beurteilen die Revision als ungenügend, da weiterhin möglich ist, dass Menschen aufgrund ihrer friedlichen Meinungsäusserung verurteilt werden. Im August 2002 wurde der Artikel 159 StGB erneut revidiert. Danach soll eine Meinungsäusserung ohne die Absicht der Verunglimpfung der öffentlichen Institutionen nicht länger strafrechtlich verfolgt werden.

Im März 2002 wurde das zweite Gesetzgebungspaket verabschiedet, es trat im April in Kraft. Bestimmte Einschränkungen der Meinungs-, Vereinigungs-, Presse- und Rundfunkfreiheit im Pressegesetz und dem Gesetz über politische Parteien sowie im Gesetz über Vereinigungen wurden gelockert. Eine der beschlossenen Massnahmen gegen die Folter ist die Möglichkeit des Staates, die im Falle einer Verurteilung durch den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof verfügte Abfindung auf die fehlerhaften Beamten abzuwälzen.

Mit der zweiten Verfassungsrevision vom August 2002 setzte das türkische Parlament einen wichtigen Meilenstein, um den Auflagen der EU bezüglich der Demokratisierung zu entsprechen. Die Todesstrafe wurde abgeschafft, eingeführt wurde das Recht auf staatliche Radio- und Fernsehsendungen sowie auf privaten Unterricht in anderen regionalen Sprachen und Dialekten als Türkisch, Kritik an Armee und Staat sind fortan nicht mehr verboten, das Vereinsrecht wurde liberalisiert und das Demonstrationsrecht ausgeweitet. Stiftungen von religiösen Minderheiten bekamen einen legalen Status – was die christlichen und jüdischen Gemeinschaften nicht unwesentlich gestärkt hat. Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte werden fortan ermöglichen, eine Revision des in dieser Sache gefällten inner​staatlichen Urteils zu verlangen. Wohl im Hinblick auf einen späteren Beitritt zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem hat die Türkei ein neues Gesetz eingeführt, das Menschenhandel bestraft. Seither werden deutlich mehr Schlepper verhaftet. 

Die umfassenden Revisionen wurden jedoch monatelang nicht umgesetzt. Nicht nur die Irakkrise hat zur Verzögerung beigetragen. Auch die Armee spielt eine nicht unwesentliche Rolle, ist sie doch in der Kurdenfrage nach wie vor äusserst zurückhaltend.

Die neue Regierung hat dem Parlament bereits am 3. Dezember 2002 ein viertes Gesetzgebungspaket vorgelegt. Es handelt sich um das so genannte "Kopenhagen-Paket", weil es aufgrund eines Berichts der Europäischen Kommission von 2002 erarbeitet worden ist. Es soll im Bereich der praktischen Umsetzung der vorangegangenen Revisionen Fortschritte bringen und alle gesetzlichen Hindernisse zur Verfolgung von Folterern aufheben.

Gleich am nächsten Tag wurde dem Türkischen Parlament das fünfte Gesetzgebungspaket vorgelegt. Es enthielt Bestimmungen zur praktischen Umsetzung der Verfassungsrevision vom August 2002, welche es ermöglicht, innerstaatliche Urteile nach einer Verurteilung der Türkei durch den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof in Revision zu ziehen. Weiter enthielt dieses Paket Bestimmungen bezüglich der Annullierung von Disziplinarmassnahmen, welche seit 2001 gegen Studierende ergriffen worden sind. Allerdings wurden Frauen, die wegen des Tragens des Kopftuches von der Universität ausgeschlossen worden sind, nicht in diese Amnestie einbezogen, dies entspricht bestimmt nicht der Linie der AKP-Regierung.

Im Juni 2003 ist vom Parlament das sechste Gesetzgebungspaket verabschiedet worden. Es sieht die Revision von zehn verschiedenen Gesetzen vor, unter anderem des Anti-Terror-Gesetz. So ist Art. 8 dieses Gesetzes, einer der wichtigsten "Gewissensartikel" überhaupt, aufgehoben worden. Nach diesem Artikel war es bis jetzt möglich, eine Person zu verurteilen, wenn sie mündliche und/oder schriftliche Propaganda, eine Demonstration oder eine Versammlung organisierte, welche zum Ziel hatte, die unteilbare Einheit des Staates zu zerstören. Zahlreiche, vor allem kurdische JournalistInnen, sind aufgrund dieses Artikels angeklagt und verurteilt worden. Die Vorlage erläutert allerdings, dass das Ziel sei, diesen Tatbestand als "Terrordelikt" aufzuheben. Wenn tatsächlich ein Delikt vorliege, könne eine Person immer noch aufgrund von Art. 312 TStGB verurteilt werden. Wichtig ist auch die Revision des Straf​verfahrensgesetzes. Dessen Anwendung soll auf die Staatssicherheits-Gerichte ausgeweitet werden. Damit würden für die Verfahren vor den Staatssicherheits​gerichten keine speziellen Bestimmungen mehr gelten.

Weiter soll für Privat-Radiosendungen und -Fernsehstationen das Verbot aufgehoben werden, in anderen Sprachen als Türkisch Sendungen zu produzieren. An türkischen Wahlen sollen fortan von Gesetzes wegen ausländische BeobachterInnen teilnehmen können, was bereits anlässlich der letzten Parlamentswahlen de facto der Fall war. Es wird dabei auf den Beobachterstatus der OSCE verwiesen. Neu soll es möglich sein, seinen Kindern kurdische Namen zu geben. Nur Namen, die gegen die Moral verstossen, bleiben verboten. In der Zensurbehörde für Kinofilme, Video und Musik sollen keine Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrates mehr sitzen. Die Zensurbestimmungen sollen zudem eingeschränkt werden, um die Gedanken- und Meinungsäusserungsfreiheit zu garantieren. Das Wahlgesetz soll ebenfalls revidiert werden, um die Gedanken- und Meinungsäusserungsfreiheit zu garantieren. Die Strafbestimmungen für Wahlprogramme im Radio und Fernsehen sollen denjenigen in den anderen entwickelten Ländern angepasst werden. Das Propagandaverbot soll von einer Woche auf 24 Stunden vor den Wahlen reduziert werden.

Minoritäre Glaubensgemeinschaften wie Aleviten, Christen usw. sollen fortan wie Muslime neue Glaubensstätten eröffnen können. Ab sofort sollen für alle Glaubensgemeinschaften die gleichen Bestimmungen gelten. Was die Stiftungen von religiösen Minderheiten betrifft, würde die anfänglich bis Februar 2003 laufende Frist für die Registrierung um 18 Monate verlängert werden.

Das Recht auf Revision des innerstaatlichen Urteils nach einem Urteil des Europäischen Menschengerichtshofes wird auf die Administrativgerichte und den Kassationshof ausgeweitet. Die Strafen für "Ehrdelikte" würden nicht mehr reduziert. Die Möglichkeit der Strafreduktion für Ehrmorde an Frauen wird aufgehoben. Die Strafe für Mütter, die ihre Neugeborenen aus Ehrgründen töten, wird von vier auf zwölf Jahre erhöht.

Insgesamt sieht dieses sechste Gesetzgebungspaket wichtige Gesetzesveränderungen vor, die zweifelsohne zu einer Demokratisierung der Türkei beitragen werden.

Parallel zu diesem Paket wird über ein neues Reuegesetz diskutiert. Obwohl es wie die bisherigen Reuegesetze Bestimmungen über Strafreduktionen für diejenigen Per​sonen enthält, die ihre Taten bereuen und bereit sind, sich in die Gesellschaft zu reinte​grie​ren und/oder dem Staat Informationen liefern, habe dieses Gesetz laut Regierungs​krei​sen die Reintegra​tion von ehemaligen politischen Gefangenen zum Ziel. Menschenrechtsor​ga​ni​sationen und zahlreiche NGOs fordern mehr Transparenz bezüglich der geplanten Revision und eine Totalamnestie. Eine solche Amnestie ist politisch auf keinen Fall durchsetzbar ist, da die Armee nie ihre Einwilligung geben würde.

Das folgende Kapitel beleuchtet die Hauptanliegen im Menschenrechtsbereich – hier fordert die EU klare Fortschritte der Türkei.

1.3.5 Entwicklungen im Menschenrechtsbereich

1.3.5.1 Kampf gegen Folter und Misshandlung

Obwohl von der AKP-Regierung immer wieder öffentlich der Kampf gegen Folter und Misshandlung propagiert wurde, sind die im Rahmen der Anpassung an das Rechtssystem der EU verabschiedeten gesetzlichen Bestimmungen nach wie vor ungenügend in praktisches Recht umgesetzt. Kurz nach ihrer Einsetzung hat die erste AKP-Regierung in einigen Folterfällen öffentlich Stellung bezogen, die Nulltoleranz angekündigt und sofortige Massnahmen verfügt. Trotzdem enden Strafverfahren gegen Folterer nach wie vor oft mit Straflosigkeit oder mit der Einstellung der Verfahren, weil diese mehr als zehn Jahre gedauert haben. Bereits zur Zeit der Ecevit-Regierung wurden Zirkulare an die Sicherheitsdirektionen verschickt, in welchen die Polizei darüber informiert wurde, dass Folter gesetzeswidrig sei. Die AKP-Regierung hat sich erneut an die Direktoren der regionalen Sicherheitsdirektionen gewandt und aufgefordert, alles daran zu setzen, um der Folter Einhalt zu gebieten. Vor kurzem hat Ministerpräsident Erdogan einen Aufruf an die Gouverneure der verschiedenen Provinzen gerichtet, in dem er versucht, diese in den Kampf gegen die Folter einzubeziehen.

Laut Justizminister Cemil Ciçek reichten zwischen 2000 und 2002 insgesamt 4600 Personen Strafanzeige wegen Folter ein. Von 1633 Anzeigen im Jahre 2000 hätten 490, von 1605 Anzeigen im Jahre 2001 hätten 245, und von 1362 Anzeigen im Jahre 2002 hätten 210 zu einem Verfahren geführt. Dies zeigt, wie hoch die Schwelle ist, um mit einer Anzeige wegen Folter überhaupt zu einem Strafverfahren zu kommen. Insgesamt seien bis heute 2471 Verfahren wegen Folter bzw. Misshandlung eröffnet worden. Nach Dr. Veli Lök, einem Mitbegründer der Türkischen Menschenrechtsstiftung, sollen zwischen 1995 und 2001 gegen 12'535 Personen Untersuchungen wegen Verdachts auf Teilnahme an Folterungen eingeleitet worden sein. Dr. Lök beklagt im gleichen Bericht, dass kein einziger Folterer ins Gefängnis eingewiesen oder des Dienstes verwiesen worden sei. Bis anhin sei es lediglich zu neun Haftstrafen gekommen, die aber aufgrund ihrer Länge in eine Geldbusse umgewandelt worden seien. Erst in den letzten Monaten ist es zu etwas spektakuläreren Urteilen mit relativ hohen Strafen gekommen. So fiel am 16. Oktober 2002 in einem breit verfolgten Folter-Prozess der Studierenden von Manisa nach beinahe zehn Verfahrensjahren ein erstes aufsehenerregendes Urteil. Zehn Polizisten wurden zu Haftstrafen zwischen fünf und elf Jahren verurteilt. Neun von ihnen haben jedoch Berufung gegen das Urteil eingelegt. Das erstinstanzliche Urteil wurde anfangs April 2003 vom Kassationshof bestätigt. Die Polizisten haben sich anschliessend an den Menschenrechtsgerichtshof gewandt und sich über ein unfaires Gerichtsverfahren beklagt. Nur ein Polizist hat seine Verurteilung anerkannt und die verfügte Strafe angetreten.

In Istanbul wurden im September 2002, einen Tag vor Ablauf der Verjährungsfrist, fünf von sieben Polizisten zu einer Haftstrafe von je 14 Monaten verurteilt. Am 26. Dezember 2002 wurde ebenfalls in Istanbul ein Feldweibel, Kommandant der zentralen Gendarmeriestation von Pendik, zu einem Jahr Haft und einem Jahr Suspendierung vom Dienst verurteilt. In einem weiteren Verfahren in Istanbul ist ein Polizist zu einer Haftstrafe von zwei Jahren verurteilt worden. Das Verfahren gegen seine Mitangeklagten ist wegen Verjährung eingestellt worden. Auch in Istanbul wurde ein Verfahren gegen einen Polizisten, welcher acht Transvestiten mit einem Schlauch geschlagen hatte, nach dem Amnestiegesetz für fünf Jahre ausgesetzt. Ein weiteres Verfahren ist in Diyarbakir wegen Verjährung eingestellt worden. In Ankara wurden am 25. März 2003 zwei Polizisten zu je 75 Tagen Haft verurteilt. Eine Strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt, die andere jedoch nicht, weil der fragliche Polizist bereits einmal wegen Folter verurteilt worden war. Seine Haftstrafe wurde aber in eine Busse umgewandelt, die er in neun Raten bezahlen kann. Im Falle des bekannten Gewerkschafters Süleyman Yeter kam es ebenfalls zu einer Verurteilung von zwei Polizisten zu je vier Jahren und zwei Monaten Haft. Einer der Polizisten wird per Haftbefehl gesucht. Ein weiteres Verfahren in Istanbul endete anfangs Mai 2003 mit der Verurteilung von vier Polizisten zu Haftstrafen von sechs Monaten, welche in Geldstrafen umgewandelt und zudem zur Bewährung ausgesetzt worden sind. 

Als Fazit können wir festhalten, dass es in Folterprozessen dann zu hohen Strafen kommt, wenn internationaler Druck besteht. Sowohl im Verfahren der Studierenden von Manisa wie auch demjenigen von Süleyman Yeter haben regelmässig internationale BeobachterInnen an den Gerichtsverhandlungen teilgenommen. Es ist wohl diese Präsenz, die erstmals zu exemplarischen Urteilen geführt hat. 

Oft ist jedoch, wie bereits erwähnt, bereits die Einleitung eines Verfahrens mit grossen Hindernissen verbunden. Einem Studenten, der im Januar 1995 in Istanbul gefoltert worden war, gelang es erst nach sieben Jahren, gegen seine zehn Peiniger Anklage zu erheben. Sie sind alle nach wie vor im Staatsdienst.

Aufgrund der Ausweglosigkeit in den innertürkischen Verfahren sind laut Innenminister Ciçek bis im Februar 2003 344 Beschwerden an den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof gerichtet worden. Bis heute ist die Türkei in 32 Fällen verurteilt worden. Um einer Verurteilung zu entgehen, versucht die Türkei seit einiger Zeit – übrigens auch unter dem Druck des Menschenrechtsgerichtshofes, der die hohe Anzahl von Verfahren reduzieren und sich vor allem auf Grundsatzentscheide konzentrieren will – gütliche Einigungen mit den KlägerInnen zu erlangen. Bis im Februar 2003 sind in 65 Fällen gütliche Einigungen erreicht worden.

Ende März 2003 bemängelte der EU-Kommissar Günter Verheugen die mangelnden Fortschritte der Türkei in diesem Bereich. Positiv erwähnt werden kann immerhin, dass bereits die Ecevit-Regierung beschlossen hat, die vom Gerichtshof für Menschenrechte verfügten Abfindungen für Folteropfer auf die Folterer selber abzuwälzen. Zudem wurden Hindernisse in der Strafverfolgung von Folterern aufgehoben: fortan muss nicht mehr die Einwilligung des Vorgesetzen eingeholt werden, um ein Verfahren gegen einen Folterer einzuleiten. Nicht unwesentlich ist die Haltung der Presse, die sich seit rund einem Jahr einstimmig gegen die Folter ausspricht, Foltervorfällen einen grossen Raum einräumt und diese mit allen ihr möglichen Mitteln bekämpft.

Betreffend die Polizeiverhöre hat ein interessanter Paradigmenwechsel stattgefunden. In allen Verfahren werden Befragungsformulare verwendet, auf denen die Rechte der Inhaftierten aufgeführt sind: Recht auf Rechtsvertretung, Recht auf Aufsageverweigerung, Recht auf Information über das vorgeworfene Delikt, keine Tonband- und Videoaufnahme ohne Zustimmung des Verhafteten, Recht auf rechtliches Gehör. In neueren Polizeiverhör-Protokollen werden Verhaftete nicht mehr als Angeklagte bezeichnet, sondern als Personen, gegen die der Verdacht besteht, dass sie ein Delikt begangen haben.

Die Incommunicadohaft (Haft ohne Kontakt zur Aussenwelt) ist im Februar 2002 nochmals reduziert worden und beträgt heute für Personen in Verfahren, welche in die Kompetenz des Staatssicherheitsgerichts fallen, maximal zwei Tage. Menschenrechtsorganisationen und das Europäische Komitee zur Bekämpfung der Folter fordern jedoch, dass im Kampf gegen die Folter ein sofortiger Zugang von RechtsanwältInnen zu allen Inhaftieren gewährt wird. Das sechste Reformpaket dürfte diesbezüglich eine Angleichung an die Situation der gemeinrechtlichen Delinquenten bringen. Obwohl dieser Zugang bei gemeinrechtlichen Delikten seit der Revision von Februar 2002 von Gesetzes wegen möglich ist, wird er in der Tat oft nicht gewährt. Es gibt zahlreiche Informationen, dass Polizisten gewisser Sicherheits​direk​tionen auf den Formularen – entgegen dem Wunsch der Inhaftieren – systematisch eintragen würden, dass kein Zugang zu einem Rechtsanwalt gewünscht werde. Inhaftierte sollen auch immer wieder damit bedroht werden, mit politischen Delikten belastet zu werden, falls sie Zugang zu einem Rechtsanwalt wünschten.

Mit der Aufhebung des Ausnahmezustandes in der ganzen Türkei kann zumindest festgehalten werden, dass es bezüglich der Länge der Polizeihaft keinen Unterschied mehr gibt zwischen den kurdischen und den westtürkischen Provinzen und heute zwecks Verlängerung der Incommunicadohaft auch nicht mehr auf die Sondergesetzgebung von 1991 zurückgegriffen werden kann. Der letzte Amnesty International bekannte Fall datiert vom Spätsommer 2001.

Positiv ist auch die Tatsache, dass es laut Information zahlreicher RechtsanwältInnen immer weniger vorzukommen scheint, dass Inhaftierte verspätet registriert werden, um die gesetzlich verkürzte Incommunicado-Haft de facto zu verlängern.

1.3.5.2 Kurdische Sprache 

Unendliche Diskussionen über zukünftige kurdische Radio- und Fernsehsendungen haben die konkrete Umsetzung dieses neuen Rechts monatelang lahmgelegt. Nach der Verfassungsänderung vom August 2002 wurden die entsprechenden Bestimmungen des Radio- und Fernsehgesetzes nur zögernd angepasst. Für dessen Kontrolle ist der Hohe Rat für Radio und Fernsehen (RTÜK) zuständig – in dem die Armee vertreten ist. Das Gesetz 3984 sah bis anhin vor, dass sämtliche Sendungen in türkischer Sprache erfolgen müssen. Nicht-türkische Sprachen wurden nur dann als Sendesprachen zugelassen, wenn sie einen Beitrag zur Entwicklung der universalen Kultur oder der Wissenschaft leisteten.

Was den Unterricht in Kurdisch betrifft, ist es nunmehr möglich, die kurdische Sprache wie andere Fremdsprachen an privaten Sprachinstituten zu unterrichten. Die Kurse dürfen jedoch keine politischen Ziele verfolgen. Das Mitte Mai 2003 angekündigte Gesetzgebungspaket wird nach der Ratifizierung durch das Parlament eine weitere Liberalisierung in Sachen kurdische Sprache bringen. So soll es nicht mehr möglich sein, die Registrierung von kurdischen Namen auf Zivilstandsämtern zu verweigern oder Hochzeiten zu stürmen, weil dort kurdische Lieder gesungen werden. Der Forderung zahlreicher kurdischer Studierenden allerdings, kurdische Lehrstühle an Universitäten einzuführen, wird im Moment noch keine Folge geleistet werden. Was Radio- und Fernsehsendungen betrifft, bleibt diese Möglichkeit erstmals den staatlichen Radio- und Fernsehstationen vorbehalten. Das sechste Anpassungspaket sollte diesbezüglich die notwendigen Änderungen bringen.

Seit Dezember 2001, als die Kampagne zur Einführung von Kurdisch-Unterricht als Wahlfach begann, wurden mehr als 1000 Studierenden, SchülerInnen und Eltern verhaftet, weil sie eine entsprechende Petitionen eingereicht haben. Mehrere Hundert Personen wurden angeklagt, eine illegale Organisation zu unterstützen. Begründet wurde der Vorwurf damit, die Kampagne sei von der PKK bzw. der KADEK angezettelt worden. Zahlreiche Studierenden sind aufgrund eines entsprechenden Entscheids des Hochschulrats YÖK bezüglich dieser Petition von der Universität ausgeschlossen worden. Der ehemalige Ministerpräsident Ecevit liess verschiedentlich verlauten, es sei unmöglich, Kurdisch an den Universitäten zu unterrichten, weil auf diesem Weg die Teilung des Staates herbeigeführt werde.

Im April 2002 wurde der kurdische Minibuschauffeur Sulhattin Önen zu 45 Monaten Gefängnis verurteilt, weil er mehrmals eine kurdische Kassette abgespielt hatte. Diese Strafe wurde verhängt, nachdem eine erste Strafe suspendiert worden war. Da er sein Delikt aber wiederholt hatte, wurde die Suspension aufgehoben. Obwohl der Verkauf dieser Kassette freigegeben worden war, liess sich das Gericht nicht von seinem Urteil abbringen.

Ende Mai 2003 wurde im Bezirk Yüksekova (Hakkari) einer kurdischer Musikgruppe von der Gendarmerie der Zutritt zu einem Dorf verweigert, wo sie an einem Hochzeitsfest hätten auftreten sollen. Die Soldaten haben eine eigene Musikgruppe gebildet und an dieser Hochzeit gespielt.

1.3.5.3 Kurdische Publikationen

Vom Gesetz her gibt es zwar kein Verbot mehr, kurdische Zeitungen, Zeitschriften und Bücher zu veröffentlichen. In der Tat werden jedoch viele dieser Publikationen konfisziert und deren Autoren und Herausgeber wegen Separatismus angeklagt. Bis zum Ende des Ausnahmezustandes war es verboten, kurdische Publikationen in den Ausnahmezustandsprovinzen zu verkaufen.

1.3.5.4 Meinungsäusserungsfreiheit

Im Mai 2000 hat Staatspräsident Sezer auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass es in einem modernen Staat keine Einschränkungen der Meinungsäusserungsfreiheit geben kann. Die bisherigen Gesetzesänderungen waren diesbezüglich zaghaft und es ist zu hoffen, dass das sechste Gesetzgebungspaket einige grundsätzlichere Änderungen bringen wird. Wichtig ist in dieser Beziehung immer die praktische Umsetzung durch die Sicherheitskräfte und Gerichte. In der Tat hätten die Richter bereits heute die Möglichkeit, die Meinungsäusserungs​freiheit weitgehend durchzusetzen, weil sie sich auf die Bestimmungen der EMRK stützen könnten, die durch ihre Ratifikation zu internem Recht geworden sind. Dies ist jedoch bis heute noch nie gemacht worden.

1.3.5.5 Liberalisierung des Vereinsrechts

Gewisse Einschränkungen bezüglich der Vereinsfreiheit wurden im August 2002 aufgehoben. Vereine können seither Gelder aus dem Ausland erhalten. Gewisse Kontrollmechanismen wurden gelockert, doch bleibt die Kontrolle über die Vereine nach wie vor erheblich. Vereinsgründungen unterstehen der Zustimmung der Polizei. Mitgliederversammlungen müssen der Polizei gemeldet werden und diese schickt regelmässig Beobachter an diese Versammlungen. Video- und Tonbandaufnahmen der Treffen sind nach wie vor an der Tagesordnung. Die Kontrolle der Buchhaltung wird mit besonderer Strenge geführt, und die Vereine müssen all ihre Einnahmen rechtfertigen.

1.3.5.6 Liberalisierung des Demonstrationsrechts

Die Verfassungsreform vom August 2002 bekräftigte das Recht auf freie Meinungsäusserung und lässt unbewilligte Demonstrationen zu, sofern diese nicht gewalttätig sind. Grös​sere Demonstrationen erfordern wie bei uns eine vorherige Bewilligung. In den ersten Wochen nach Verabschiedung der neuen Verfassungsbestimmungen konnte anlässlich verschiedener friedlicher Demonstrationen ein Paradigmenwechsel der Polizei festgestellt werden. Diese griff friedliche Demonstrierende nicht mehr an. Doch im Zusammenhang mit den Demonstrationen gegen die Isolationshaft von Abdullah Öcalan, die Situation in den Gefängnissen und gegen den Krieg im Irak wurde die oben erwähnte Liberalisierung nicht verwirklicht, es ist bei zahlreichen Demonstrationen zu gewaltsamen Eingriffen der Polizei gekommen. Auf von der KADEK lancierte Kampagnen reagiert die Polizei regelmässig äusserst gereizt. Es wird wohl noch lange Zeit dauern bis es innerhalb der Sicherheitskräfte zu einem Mentalitätswechsel kommt. Ermutigend ist, dass der Sicherheitsdirektor von Istanbul vor dem 1. Mai angekündigt hatte, dass die Polizei nur eingreifen würde, wenn es zu Sachbeschädigungen von Seiten der Demonstrierenden komme.

1.3.5.7 Situation in den Gefängnissen

Rund 10'000 der 55'000 Gefangenen in türkischen Haftanstalten sind Personen, die angeklagt sind, gegen das Anti-Terrorgesetz verstossen oder einer illegalen Organisation angehört bzw. eine solche unterstützt zu haben. Sie werden in den so genannten F-Typ Gefängnissen (Hochsicherheitsgefängnissen) untergebracht. Personen, die vor den Staatssicher​heits-Gerichten abgeurteilt werden oder worden sind, werden ebenfalls in den F-Typ Gefängnissen festgehalten.

Menschenrechtsorganisationen bemängeln weiterhin die Situation in den F-Typ Gefängnissen. Es gibt nach wie vor ungenügenden Kontakt mit den übrigen Gefangenen und mangelnde Möglichkeiten, während des Strafvollzugs einer selbst gewählten Tätigkeit nachgehen zu können. Die Gefangenen werden in den F-Typ Gefängnissen in Zellen von 1-3 Personen festgehalten. Es ist absolut notwendig, das Gefängnispersonal besser auszubilden, denn es kommt immer wieder zu gewalttätigen Übergriffen gegenüber der Gefangenen.

Zur Zeit werden nebst den sechs bereits existierenden F-Typ Gefängnissen elf weitere Hoch​sicherheitsgefängnisse mit Kleinzellen gebaut. In anderen Gefängnissen werden Flügel mit Kleinzellen gebaut. Der Bau derjenigen von Diyarbakir und Aydin ist abgeschlossen worden. Diese beiden Gefängnisse konnten nach einer Meldung vom 14. Mai 2003 bis jetzt noch nicht von VertreterInnen von Menschenrechtsorganisationen begutachtet werden. Weitere F-Typ Gefängnisse werden zur Zeit in Beylikdüzü (Istanbul) und Kandira (Istanbul) gebaut.

Nachdem bereits mehrere Dutzend Gefangene aufgrund des Todesstreiks gestorben sind und die Situation immer angespannter wurde, haben die türkischen Behörden beschlossen, gesundheitlich angeschlagene Gefangene für sechs Monate zwecks medizinischer Behandlung zu entlassen. Mehrere Hundert Gefangene wurden in der Folge entlassen und wandten sich zu einem grossen Teil zwecks medizinischer Behandlung an die Menschenrechtsstiftung, diese hat über 400 Anträge verzeichnet. Nach Ablauf der sechsmonatigen Frist haben die Todesstreikenden ein Gesuch um Straferlass aus gesundheitlichen Gründen eingereicht. Wie bereits im Kapitel 1.1.2.3 erwähnt haben, hat Präsident Sezer zu einer Beilegung dieses Konflikts beigetragen, indem er sämtlichen Gesuchen stattgegeben hat. Seither hat sich ein Teil dieser ehemaligen Gefangenen ins Ausland abgesetzt, ein weiterer Teil führt den Todesstreik in privaten Häusern weiter, ein dritter Teil hat sich in die Obhut der Familie zurückgezogen und versucht, mit den gesundheitlichen Problemen fertig zu werden.

1.3.5.8 Intern Vertriebene und Rückkehrwillige

Die Situation der intern Vertriebenen ist weiterhin prekär. Für das Jahr 2001 meldete die Ausnahmezustandskommandatur grosse Zunahmen von Rückkehr in die Dörfer. So habe der Staat den Wiederaufbau verschiedener Dörfer finanziert: In Islamköy (Diyarbakir) werden 50 Häuser, in Konalga (Van) 383, in Kayakamçesme (Sirnak) 86, in Basaag (Sirnak) 106, in Dagdös (Siirt) 70, in Üzümlü (Hakkari) 125, in Ikiyaka (Hakkari) 200 und in Calidüzü (Bitlis) 40 Häuser gebaut. Bei diesen Dörfern handelt es sich um sogenannte "Zentraldörfer", die für Dorfwächter und regierungstreue Stämme gebaut worden sind.

Wenn es die Rückkehr von DorfbewohnerInnen betrifft, die für die Unterstützung der PKK bekannt geworden sind, gehen die Dinge wesentlich langsamer voran. Die Organisation Göç-Der, die sich für intern Vertriebene einsetzt und sie bei ihren Gesuchen unterstützt, berichtet über zahlreiche Schwierigkeiten. Die meisten Personen, die in den 1990er Jahren vertrieben worden sind, konnten deshalb bis heute – trotz der zunehmenden Stabilität in ihrer Herkunftsregion – nicht in ihre Dörfer zurückkehren. In einigen Fällen haben sich die Gouverneure gegen die Rückkehr gestellt, in anderen sind die Dorfbewohner von der Gendarmerie von der Rückkehr abgehalten worden und in nochmals anderen Fällen sind die Ländereien der vertriebenen DorfbewohnerInnen von Dorfschützern aus Nachbardörfern angeeignet worden.

DorfbewohnerInnen, die zurückkehren wollen, müssen ein Formular unterzeichnen, mit dem sie bezeugen, dass ihr Besitztum infolge des Terrors zerstört worden ist und dass sie keinerlei Ersatzforderungen an den Staat stellen werden. Wer dieses Formular nicht ausfüllt und unterzeichnet, wird nach Informationen der Göç-Der an der Rückkehr gehindert.

Einige DorfbewohnerInnen beklagten sich anlässlich der Parlamentswahlen vom letzten November darüber, dass sie von der Gendarmerie unter Druck gesetzt worden seien, sich im Wahlregister einzuschreiben und nicht für die HADEP zu stimmen, ansonsten könnten sie nicht in ihre Dörfer zurückkehren.

Im Laufe der letzten Monate finden zunehmend Konflikte zwischen rückkehrwilligen Dorfbewohnern und Dorfmilizen statt, welche sich deren Besitztum angeeignet haben. Es sind einige Fälle von Mord bekannt geworden.

Im Frühjahr 2003 ist ein Gesetzesentwurf zur Rückkehr in die Dörfer veröffentlicht worden, der dem Parlament nach den Sommerferien 2003 vorgelegt werden soll. Interessant an diesem Gesetzesentwurf ist, dass der Staat zum ersten Mal seine Verantwortung in Sachen Dorfzerstörungen eingesteht. Davon betroffene DorfbewohnerInnen können sich an den Staat wenden und eine beschränkte finanzielle Abfindung erhalten. Ein Fonds soll eigens dafür geschaffen werden. Zu kritisieren an diesem Gesetzesentwurf ist die Beschränkung der Abfindung auf Zerstörungen in den letzten zehn Jahren. Da die meisten Dorfzerstörungen vor Herbst 1993 stattgefunden haben, dürften die meisten Dorfbewohner leer ausgehen – ausser der Vorschlag würde diesbezüglich noch überarbeitet oder vom Parlament abgeändert. Über die Höhe der Abfindung dürfen sich keine grossen Illusionen gemacht werden, weil der dafür vorgesehene Fond nicht sehr gross ist. Die Regierung will mit diesem Gesetz vor allem verhindern, dass sich die DorfbewohnerInnen mangels innerstaatlicher Abfindung an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte wenden, was den Staat wesentlich teurer zu stehen käme.

1.3.5.9 Dorfmilizen

Laut Informationen der EU, gibt es in den kurdischen Provinzen der Türkei zwischen 30‑40'000 Dorfmilizionäre. Nach anderen Quellen sollen es bis zu 77'000 sein. Es ist uns bekannt, dass die AKP-Regierung nach Lösungen sucht, um diese Dorfmilizionäre zu demobilisieren. Dies ist allerdings aufgrund der grossen Anzahl und der Privilegien, über die die Milizionäre während Jahren verfügten, keine einfache Angelegenheit. Die aktuelle Tendenz scheint zu sein, für sie neue Aufgaben zu finden. Es wird unter anderem darüber diskutiert, ob sie als Waldwächter eingesetzt werden können. Ungefähr 2000 Dorfmilizionäre sind für einen Einsatz im Nordirak aus ihren Dörfern abgezogen, schliesslich aber nicht eingesetzt worden, weil sich die USA dem türkischen Einmarsch entgegengesetzt hatte. Eine Befriedung der kurdischen Provinzen benötigt zweifellos auch die Aufhebung dieses Instituts, denn die Dorfmilizionäre benutzen ihre Funktion zu oft, um sich gegenüber anderen KurdInnen Vorteile zu erwirtschaften. Es gibt heute sowieso keine Gründe mehr, dieses Institut aufrecht zu erhalten. 

1.3.5.10 Religiöse Minderheiten

Die Situation der religiösen Minderheiten hat sich in den letzten zwei Jahren verbessert. Das sechste Gesetzgebungspaket scheint ebenfalls dazu beigetragen zu haben. 

Syrisch-orthodoxe Minderheit

Am 12. Juni 2001 bestätigte der Ministerpräsident mit einen Runderlass an die lokalen Behörden das Recht ausgewanderter syrisch-orthodoxer Christen, in ihre Dörfer zurückzukehren. Die Regierung – mit Unterstützung von Präsident Sezer – hat zudem die Genehmigung für die Eröffnung einer weiteren syrisch-orthodoxen Kirche in Istanbul erteilt. Für die Restaurierung von Kirchen und anderen Gebäuden, die Stiftungen von Minderheiten gehören, ist keine amtliche Genehmigung mehr erforderlich.

Die christlichen Kirchen kämpfen aber weiterhin mit Schwierigkeiten zu kämpfen, insbesondere betreffend die Eigentumsverhältnisse. Verschiedene Hindernisse wurden mit der Verfassungsänderung vom August 2002 aufgehoben und das sechste Anpassungspaket soll weitere Verbesserungen bringen. Die Nichtanerkennung des Rechtsstatus mehrerer Kirchen hat eine Reihe von Einschränkungen zur Folge, die unter anderem die Einreise von Kirchenbediensteten in die Türkei betreffen.

Alevitische Minderheit

Die Lage der nichtsunnitischen muslimischen Gemeinschaften hat sich nicht verbessert. Die offizielle Haltung gegenüber den Aleviten ist unverändert. Von Aleviten vorgebrachte Anliegen werden vom Vorsitz für religiöse Angelegenheiten nicht weiterbehandelt. Die Aleviten beanstanden insbesondere den obligatorischen Religionsunterricht an den Schulen und die Darstellung in Schulbüchern, die der alevitischen Identität nicht Rechnung tragen, sowie die Tatsache, dass nur der Bau von Moscheen und religiösen Stiftungen der Sunniten finanziell unterstützt wird. Das sechste Gesetzgebungspaket sollte diesbezüglich Verbesserungen bringen.

1.3.5.11 Flüchtlinge und illegale MigrantInnen in der Türkei

Die Türkei hat den geographische Vorbehalt zur Flüchtlingskonvention nach wie vor nicht aufgehoben, bereitet aber eine solche Aufhebung vor. Das heisst, dass nur Personen aus Europa in der Türkei ein Asylgesuch einreichen können. Alle anderen ImmigrantInnen müssen sich an das UNHCR wenden, um Zugang zu einem Anerkennungsverfahren zu erhalten. Durchgeführt werden diese durch Angestellte des UNHCR. Während der letzen Jahre wurden in der Türkei jährlich rund 100'000 illegale ImmigrantInnen festgenommen. 

Keine genauen Zahlen sind bekannt bezüglich derjenigen, die von der Gendarmerie an der Grenze verhaftet und direkt wieder ins Nachbarland zurückgeschickt worden sind. Positiv zu vermerken ist der Rückgang dieser unkontrollierten Rückweisungen aufgrund der grossen Bemühungen des UNHCR, die Gendarmerie und die Polizei bezüglich der Einhaltung des Non Refoulement-Prinzips zu schulen. Vorher wurde bei diesen Rückweisungen keine Prüfung des Non Refoulement-Prinzips vorgenommen, was mit Sicherheit regelmässig zu Menschenrechtsverletzungen geführt hat. Vor allem aus dem Iran sind Berichte von zurückgewiesenen Kurden bekannt geworden.

Asylsuchende aus nicht-europäischen Ländern müssen sich innerhalb von zehn Tagen bei der Polizei im Grenzgebiet, in dem sie in die Türkei eingereist sind, melden. Die Polizei beurteilt anlässlich eines den rechtsstaatlichen Prinzipien nicht entsprechenden Verfahrens, ob das Asylgesuch begründet ist oder nicht und weist diejenigen Personen an das UNHCR weiter, deren Gesuch sie als begründet betrachten. Aufgrund der Schulung durch das UNHCR hat sich die Situation an der Grenze leicht verbessert.

Zur Zeit ist die Ausarbeitung eines Asylgesetzes in Vorbereitung, welches zu einer massgeblichen Verbesserung der Situation führen sollte.

Die Türkei kann insbesondere für iranische Kurden nach wie vor nicht als völlig sicheres Land beurteilt werden. Dies gilt umso mehr, seit sich die KADEK/PKK im Iran niedergelassen hat und die türkische Polizei an einer guten polizeilichen Zusammenarbeit mit dem Iran interessiert ist, um gegebenenfalls gewisse von ihr gesuchte führende Mitglieder der KADEK ausgeliefert zu erhalten. Dazu kommt, dass die Türkei die iranischen Kurden als Gefährdung der eigene Sicherheit betrachtet.

2 Menschenrechte

2.1 Ausnahmezustandsrecht

Der in den kurdischen Provinzen am 19. Juli 1987 eingeführte Ausnahmezustand wurde im Juli 2002 für die Provinzen Diyarbakir und Sirnak ein letztes Mal um vier Monate verlängert. Am gleichen Datum wurde er für die Provinzen Hakkari und Tunceli aufgehoben. Seit dem 30. November 2002 gibt es keine Ausnahmezustandsprovinzen und damit kein Ausnahmezustandsrecht mehr. Dadurch ist es auch nicht mehr möglich, unliebsame Personen aus den Ausnahmezustandsprovinzen zu "verbannen", die Frist der Incommunicadohaft ist seit Aufhebung des Ausnahmezustandes gleich lang wie in der Westtürkei und kann nicht mehr bis zu sieben Tagen verlängert werden. Es ist auch nicht mehr möglich, Inhaftierte nach Einweisung ins Gefängnis wieder in Incommunicadohaft zu nehmen, wie dies mit gewissen Inhaftierten gemacht worden ist. 

Im Moment der Irakkrise war die Situation äusserst angespannt. Der stellvertretende Stabschef erklärte in einem Schreiben an den Ministerpräsidenten, dass die Ausrufung des Ausnahmezustandes in den Provinzen Batman, Diyarbakir, Hakkari, Mardin, Siirt und Sirnak unabdingbar sei, weil die Türkei einerseits mit einer grossen Fluchtbewegung rechnen müsse und andererseits eine Wiederaufnahme des bewaffneten Kampfes durch die KADEK erwarte. Mit dem Ende des Krieges hat sich die Situation wieder beruhigt.

2.2 Situation in den kurdischen Provinzen

Die Aufhebung des Ausnahmezustandes hat zwar zu einer teilweisen Verbesserung der Menschenrechtssituation in den kurdischen Provinzen geführt. Die allgemeine Willkür und Repression hat sich verringert. Doch ist eine Verlagerung der Menschenrechtsverletzungen in andere Bereiche zu bemerken.

Es ist bis anhin kaum zur Aufhebung der zahlreichen Institutionen gekommen, die für den Kampf gegen die PKK aufgebaut worden sind. Wie wir bereits erwähnt haben, gibt es je nach Quelle nach wie vor zwischen 30-77'000 Dorfmilizionäre. Die JITEM und die Spezialeinheiten sind ebenfalls weiterhin präsent, jedoch weit weniger zahlreich und wesentlich diskreter als zuvor. Nach einem in der Tageszeitung Milliyet vom 1. Februar 2001 erschienenen Artikel versucht der Staat, einen grossen Teil der Angehörigen dieser Spezialeinheiten ins Zivilleben zu integrieren. Es wird berichtet, dass Posten in der zivilen Verwaltung an ehemalige Mitglieder dieser Spezialeinheiten zugeteilt werden, ohne das normale vorgängige Examen. Allerdings muss damit gerechnet werden, dass nach bewaffneten Auseinandersetzungen mit verbliebenen PKK-Einheiten sofort zu einer Verstärkung der Präsenz kommt. Dasselbe gilt für das grosse Heer von Zivilpolizisten. Einzig die für den Kampf gegen die PKK aufgebaute Hizbullah ist aufgelöst worden. Es finden weniger militärische Operationen gegen Dörfer statt als zuvor und die Anzahl der Kontrollpunkte der Gendarmerie hat sich ebenfalls verringert. Im Januar 2003 zählte die Autorin zehn Kontrollpunkte zwischen Van und Diyarbakir. Nur an einem dieser Kontrollpunkte (nach der Stadt Tatvan in Richtung Diyarbakir) wurde jedoch eine vollständige Identitätskontrolle durchgeführt. Die Identitätskarten der Reisenden wurden eingesammelt und jeder einzelne Name per Computer überprüft. Die an der Kontrolle beteiligten Gendarmen haben sich allen Reisenden gegenüber korrekt verhalten und ihr Formalismus war nicht mehr so übertrieben wie früher. Es gab Reisende, die keine Identitätskarte bei sich hatten, sondern sich lediglich mit dem Familienbüchlein auswiesen. Dies führte im Gegensatz zu früher zu keinen Problemen. Auch das Lesen pro-kurdischer Zeitungen benachteiligte die Reisenden nicht. An den übrigen Kontrollposten beschränkte sich die Kontrolle auf einen kurzen Blick in den Bus oder ein sofortiges Auffordern zur Weiterfahrt. Zwischen Diyarbakir und Adana wurde in der selben Zeit gar keine Kontrolle mehr gemacht. Menschenrechtsanwälte aus der Region vertreten die Meinung, dass die Kontrollen zwischen Van und Diyarbakir heute mehr mit dem Kampf gegen Menschenhandel und die Drogenmafia, als mit sicherheitspolitischen Erwägungen zu tun haben.

Die allgemeine Repression hat eine Reduktion erfahren, und es ist einfacher geworden, sich in den kurdischen Provinzen fortzubewegen. Die Einschränkungen der Bewegungsfreiheit durch die Armee sind heute eher Ausnahme. Es gibt jedoch gewisse Regionen, in welchen es in den letzten Monaten zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen den Sicherheitskräften und bewaffneten Gruppen der KADEK gekommen ist, was die dortige Situation stark beeinflusst. 

Seit dem Spätherbst 2002 ist die Situation in der Umgebung von Lice (Diyarbakir) recht angespannt, da in dieser Region mehrere bewaffnete Auseinandersetzungen stattgefunden haben. Kürzlich ist es auch in den Provinzen Tunceli und Bingöl zu Auseinandersetzungen zwischen den Sicherheitskräften und bewaffneten Gruppierungen gekommen. Auch aus der Gegend von Sirnak werden immer wieder Zwischenfälle gemeldet. Die Tatsache, dass sich bewaffnete Gruppen in der Region aufhalten, führt natürlich zu einer verstärkten Präsenz der Sicherheitskräfte und zu Repressalien gegen die umliegenden Dörfer, die verdächtigt werden, die sich in der Umgebung befindlichen KämpferInnen zu ernähren. Die KADEK nennt ihre Gruppen Friedenstruppen, und sie verfolgt nach wie vor keine Angriffsstrategie, sondern verteidigt sich lediglich im Falle eines Angriffs.

In den kurdischen Provinzen waren die Hauptprobleme der letzten Monate: Hindernisse bei der Rückkehr in die Dörfer, schwere Menschenrechtsverletzungen und Drohungen durch die Dorfmilizionäre, starke Einschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit bei Forderungen wie nach der Freilassung von Abdullah Öcalan, Kurdischunterricht, Anerkennung der kurdischen Identität oder bei Veranstaltungen gegen den Krieg und für den Frieden. Es gibt zahlreiche Verfahren wegen Namensgebung, Gesuch für Kurdischunterricht, Teilnahme an unbewilligten Demonstrationen usw. 

Nach Angaben des Menschenrechtsvereins von Diyarbakir ist es im Jahre 2002 in den kurdischen Provinzen zu mehr Menschenrechtsverletzungen als im Jahre 2000 gekommen und der Verein beklagt sich darüber, dass die vom Parlament beschlossenen Gesetzesänderungen nicht in die Praxis umgesetzt würden. Einzig im September 2002 hätten die Rechtsverletzungen im Vergleich zum Vorjahr um 300 % abgenommen, weil der Weltfriedenstag dieses Mal friedlich und ohne polizeiliche Interventionen gefeiert werden konnte.
2.3 Todesstrafe

Wie wir bereits erwähnt haben, wurde die Todesstrafe mit Verfassungsänderung vom August 2002 in Friedenszeiten aufgehoben. Im Januar 2003 hat die Türkei auch das Zusatzprotokoll Nr. 6 zur EMRK unterzeichnet.

2.4 Folter

Zu diesem Thema haben wir bereits im Kapitel 1.3.5.1 ausführlich Stellung genommen. Generell ist zu bemerken, dass Angehörige von legalen Organisationen heute weniger mit körperlicher Folter rechnen müssen als früher. Ausnahme bilden Angehörige der HADEP, die weiterhin mit körperlicher Folter rechnen müssen. Psychologische Folter ist zudem weit verbreitet und aktiven AnhängerInnen der HADEP gegenüber an der Tagesordnung. AnhängerInnen von illegalen Organisationen müssen nach wie vor mit systematischer körperlicher Folter rechnen. Die Reduktion der Länge der Incommunicadohaft hat an dieser Praxis nichts verändert, werden die Inhaftierten doch vor allem während der ersten zwei Tage ihrer Haft gefoltert.

Es muss zudem unterstrichen werden, dass es auch im Zusammenhang mit friedlichen Demonstrationen gegen den Krieg oder für die Freilassung von Abdullah Öcalan, oder aber mit der Forderung nach Kurdischunterricht, immer wieder zu Klagen über Folter gekommen ist. So wurden nach einer Demonstration gegen den Krieg in Kadiköy (Istanbul) neun Kinder in Haft genommen und laut Aussagen ihrer Rechtsvertreterin gefoltert. Sie hätten Spuren von Schlägen im Gesicht gehabt. 

Beim IHD (Türkischen Menschenrechtsverein) sind 2002 (876) mehr Klagen wegen Folter eingegangen als im Jahre 2001 (862). Auch für die ersten drei Monate des Jahres 2003 stellt der Menschenrechtsverein den türkischen Behörden ein schlechtes Zeugnis aus. Zwischen Januar und März konnten im Bereich der Folter keine Fortschritte beobachtet werden. Der IHD hätte in dieser Zeit Klagen von 392 Personen erhalten. Nach den Statistiken des IHD beklagten sich in dieser Zeit 183 Personen über Folter oder Misshandlung während der Haft, 73 Personen über Schläge während Demonstrationen, 33 Personen über Folter oder erniedrigende Behandlung im Gefängnis, 50 Personen über Drohungen und Zwang zu Spitzeldiensten und 53 Personen über Folter oder Misshandlungen auf der Strasse oder zu Hause.

2.5 Extralegale Hinrichtungen 

In den letzten Monaten ist es verschiedentlich zu extralegalen Hinrichtungen durch Dorfmilizionäre gekommen. Opfer waren vor Jahren aus ihrem Dorf vertriebene Bauern und Bäuerinnen, welche die Bewilligung erhalten haben, in ihr Dorf zurück zu gehen. Sie wurden jedoch von den Dorfmilizionären, welche sich in der Zwischenzeit ihren Besitz angeeignet haben, daran gehindert und zum Teil sogar getötet.

Am 7. April 2003 wurde Haci Ölmez von den Soldaten in der Nähe des Dorfes Andaç (Uludere/Sirnak) getötet, als sie von der Weide nach Hause zurückkehrten. Einer Untersuchungsdelegation des IHD wurde der Zutritt zum Dorf verwehrt.

Am 24.4.2003 wurde zudem der Leichnam von Siddik Kaya am Ufer des Flusses Murat in Bulanik (Mus) gefunden. Laut Bericht des gerichtsmedizinischen Instituts wurde er durch einen Kopfschuss getötet. Seine Augen waren verbunden, er war geknebelt und seine Hände waren auf seinen Rücken gebunden. Es wurde versucht, seine Leiche zu versenken, indem ihm ein Sandsack umgebunden wurde.

Am 26.4.2003 soll ein Fahrer in der Nähe der Kreisstadt Baskale von der Gendarmerie erschossen worden sein. Die Aussagen des Bruders des Opfers und der Gendarmerie bezüglich dem Tathergang gehen auseinander.

2.6 Verschwindenlassen

In diesem Bereich ist es im Vergleich zu Vergangenheit zu einer klaren Verbesserung der Situation gekommen. Zu erwähnen ist der oben genannte Fall von Siddik Kaya, welcher seit dem Monat November 2002 als vermisst galt. Er erhielt damals einen Telefonanruf von einem Angehörigen der Gendarmeriestation von Varto und traf sich mit diesem bei einer Brücke. Bis zum Moment, in dem sein Leichnam gefunden worden ist, konnte sein Aufenthaltsort trotz zahlreicher Interventionen nicht herausgefunden werden.

2.7 Unfaire Gerichtsverfahren

Der Vorwurf der unfairen Prozessführung beschränkt sich nach der Veränderung der Zusammensetzung der Staatssicherheits-Gerichte vor allem auf die nach wie vor zum Teil willkürliche Beweiserhebung und Beweiswürdigung, die Einschränkung der Verteidigungsrechte sowie die Verwendung von unter Folter erzwungenen Geständnissen für die Anklage und oft auch die Verurteilung. Siehe dazu auch Kapitel 1.1.4.
2.8 Situation in den Gefängnissen

Wir verweisen auf unsere Ausführungen in den Kapiteln 1.3.5.7 (und 1.3.5.1). Zu ergänzen ist zu diesem Punkt noch, dass sich Befürchtungen von MenschenrechtsaktivistInnen zu bewahrheiten scheinen und das System der Kleinzellen zu einem erhöhten Druck auf gewis​se Gefangene und zu Anwendung von Folter und Misshandlung zu führen scheint. Es ist allerdings äusserst schwierig, diese Klagen zu überprüfen, weil kaum Zugang zu den Gefängnissen besteht. 

Im Oktober 2002 hat der Justizminister die Bedingung aufgehoben, dass Gefangene nur dann an Treffen mit anderen Gefangenen teilnehmen können, wenn sie sich auch an Erziehungsprogrammen beteiligen. Diese Treffen waren zudem zuvor auf fünf Stunden wöchentlich beschränkt gewesen, was das Europäische Komitee gegen die Folter kritisierte. 

2.9 Zielgruppen staatlicher Repression

2.9.1 MenschenrechtsaktivistInnen
Der Menschenrechtsverein (IHD) ist seit mehreren Jahren schweren Angriffen seitens der Behörden ausgesetzt. Immer wieder wurden Regionalbüros des IHD für eine bestimmte Zeit geschlossen und deren Verantwortliche vor Gericht gestellt. Nicht selten ist es zu Razzien, vor allem gegen Regionalbüros, gekommen. Am 6.5.2003 wurde das Zentralbüro des IHD auf Anordnung der Staatsanwaltschaft der 2. Kammer des Staatssicherheitsgerichts Ankara durchsucht. Zahlreiche Dokumente, Handnotizen, Publikationen, Bücher, Computer und vertrauliche Daten sowie die Buchhaltung wurden konfisziert und zwecks Ermittlungen im Zusammenhang mit Art. 312 TStGB mitgenommen. Günter Verheugen, der Erweiterungskommissar der EU, hat diese Razzia schärfstens kritisiert und die Regierung aufgefordert, alles daran zu setzen, dass Menschenrechtsorganisationen ungehindert arbeiten können. 

Nach der Razzia im Zentralbüro wurde auch die Zweigstelle Ankara durchsucht.

Der ehemalige Vorstand des IHD Diyarbakir wurde am 14. Oktober 2002 von der Anklage des Verstosses gegen das Vereinsgesetz freigesprochen. Die Anklage war erhoben worden, weil Broschüren, Flugblätter und Dokumente von Vereinen in türkischer Sprache verfasst sein müssen und weil das Wort "Newroz" in der türkischen Sprache nicht existiere. Am 18. Februar 2003 erfolgte ein weiterer Freispruch in einem Verfahren, das war eröffnet worden war, weil anlässlich einer Newroz-Feier auf einem Spruchband das Wort "Newroz" mit "w" anstatt mit "v" geschrieben stand – ein Buchstaben, der im türkischen Alphabet nicht existiert. 

Gegen Vorstandsmitglieder der Zweigstelle Ankara und Mitglieder der Gefängniskommission läuft zur Zeit vor dem Staatssicherheitsgericht Ankara ein Verfahren wegen Unterstützung illegaler Organisationen (Art. 169 TStGB), weil der IHD gegen die Situation in den F-Typ Gefängnissen protestiert hat. Der Staatsanwalt fordert zudem gestützt auf Art. 7 Abs. 4 Anti-Terrorgesetz die Schliessung der Zweigstelle. 

Der Vorsitzende der Zweigstelle Bingöl, Ridvan Kizgin, wurde im Januar 2002 verhaftet, nachdem er sich an einer Feier zur Erinnerung an die beiden im Januar 2001 verschwundenen HADEP-Mitglieder beteiligt hat. Er wurde im März 2002 entlassen, das Verfahren lief weiter. 

MenschenrechtsaktivistInnen sind nach wie vor Opfer von zahlreichen Gerichtsverfahren, die zwar sehr oft mit einem Freispruch enden, deswegen aber nicht weniger unangenehm sind. Die Verfahren haben das Ziel, AktivistInnen einzuschüchtern und sie an ihrer Arbeit zu hindern. Zahlreiche Pressemitteilungen, Verlautbarungen an Veranstaltungen, Publikationen usw. des IHD führen zu einer Anklage gegen die Verantwortlichen. Diese werden nicht selten aufgrund von Art. 312 Abs. 2 oder Art. 159 TStGB angeklagt und beschuldigt, mit ihren Verlautbarungen, vor allem im Zusammenhang mit der Kurdenproblematik, Hass und Feindschaft geschürt oder die Sicherheitskräfte beleidigt zu haben. Gerade im Zusammenhang mit den Todesstreiks in den türkischen Gefängnissen sind Anklagen wegen Unterstützung illegaler Organisationen keine Seltenheit.

Zur Zeit läuft ein Verfahren gegen einen führenden Arzt der Zweigstelle Izmir der Menschenrechtsstiftung und gegen ein Vorstandsmitglied der Zweigstelle Izmir des IHD. Die Anklage erfolgte nach einer Pressekonferenz zu den Operationen in den türkischen Gefängnissen wegen Beleidigung der Sicherheitskräfte (Art. 159 TStGB). 

Eren Keskin, die bekannte Menschenrechtsaktivistin und Rechtsanwältin des Frauenrechtsbüros Istanbul, wurde mit einem einjährigen Berufsverbot belegt. Daneben laufen unzählige weitere Gerichtsverfahren gegen sie. Unter anderem wird sie angeklagt, die illegale Organisation KADEK zu unterstützen, weil die Zweigstelle Istanbul des IHD, dessen Vorsitzende sie ist, ein Bulletin zum Thema "Kurdische Sprache und Kultur" herausgegeben hat. An einem Podium über Gewalt an Frauen soll sie mit ihren Äus​serungen zudem separatistische Propaganda verbreitet haben. Von dieser Anklage wurde sie Ende März 2003 nach einem fast eineinhalbjährigen Verfahren freigesprochen.

2.9.2 Mitglieder der HADEP- und der DEHAP
Führende und besonders aktive ordentliche HADEP- und DEHAP-Mitglieder sind auch in den letzten zwölf Monaten ständigen Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt gewesen. Ganz besonders gefährdet sind aktive Mitglieder der Jugendorganisationen der HADEP bzw. DEHAP, weil diese seit der Verhaftung von Abdullah Öcalan die grossen Kampagnen der HADEP/DEHAP organisieren und sich dabei sehr engagiert haben. Deshalb sind die "Themenkampagnen" regelmässig von starker Repression gegen die Jugendorganisationen begleitet. Dies war der Fall bei den Kampagnen gegen die Verhaftung von Abdullah Öcalan, zu Gunsten der Einführung von Kurdischunterricht an öffentlichen Schulen und Universitäten, zu Gunsten des Friedens usw. Tausende von Personen, darunter zahlreiche Mitglieder der Jugendorganisationen der HADEP, wurden wegen der von ihnen eingereichten Petitionen verhaftet. Es konnte beobachtet werden, dass Mitglieder der Jugendorganisationen der HADEP sehr oft gefoltert und angeklagt wurden, eine führende Rolle bei der Durchführung dieser Kampagne gespielt und dies im Namen der KADEK gemacht zu haben. 

Den Mitgliedern der Jugendorganisationen wird nicht selten vorgeworfen, direkte Kontakte mit der KADEK zu unterhalten und auf deren Anweisungen hin zu handeln, also gewissermassen der legale Arm der KADEK zu sein – ein Vorwurf, der auch im Schliessungsverfahren gegen die HADEP erhoben worden ist. 

Auf der staatlichen Internetseite www.pkkgercegi.net (PKK-Realität) wurde am 28. Mai 2003 gemeldet, dass anlässlich einer Durchsuchung im Gefängnis von Ümraniye in den Effekten eines führenden PKK-Mitglieds ein neunseitiges Schreiben gefunden worden sei, in welchem aufgeführt werde, was die HADEP bis anhin gemacht habe und in Zukunft noch machen müsse. Im Schreiben sei erwähnt, dass die Zusammenarbeit zwischen der HADEP und der PKK verstärkt und ihr Beitrag am nationalen Befreiungskampf erhöht werden müsse. Die HADEP sei ein Mittel dieses Befreiungskampfes. 

Diese Meldung zeigt, dass der Staat mit allen Mitteln versucht, die HADEP als legalen Flügel der PKK zu präsentieren. 

Eine weitere Unterorganisation der HADEP, deren Mitglieder ebenfalls erhöhter Repression ausgesetzt sind, ist die Frauenkommission. Dies hängt wohl mit der Tatsache zusammen, dass sie Frauen unterstützt, die Opfer von Menschenrechtsverletzungen geworden sind. Zudem haben sich die Frauen immer sehr aktiv an den landesweiten Kampagnen beteiligt und auch während der Wahlen eine wichtige Rolle gespielt.

Vor den Parlamentswahlen vom November 2003 wurde die HADEP starkem Druck ausgesetzt. Sie wurde mit ihrer Schliessung bedroht. Dies war der Grund dafür, dass sie ihre Wahllisten zurückzog und sich ihre KandidatInnen auf den Listen der DEHAP einschrieben. Murat Bozlak, der damalige Vorsitzende der HADEP, wurde wegen einer Gefängnisstrafe für ein Gewissensdelikt von den Wahlen ausgeschlossen. KandidatInnen der DEHAP konnten ihren Wahlkampf im Vergleich mit den Wahlen von 1999 zwar wesentlich freier durchführen, doch gab es auch dieses Mal vereinzelte Klagen über Kurzinhaftierungen. Es wurden auch Drohungen gegenüber DorfbewohnerInnen durch die Gendarmerie bekannt, für den Fall, dass DEHAP gewählt würde. 

Am 13. März 2003 hat das türkische Verfassungsgericht die HADEP verboten. Der Präsident des Verfassungsgerichts erklärte, die HADEP sei zu einem Zentrum von Aktionen zur Unterstützung der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK und gegen die Einheit des Landes geworden. Der ehemalige Vorsitzende der HADEP, Murat Bozlak, und 46 weitere führende HADEP-Mitglieder wurden für die kommenden fünf Jahre mit einem Politikverbot belegt, und das Parteivermögen wurde beschlagnahmt. 

Sofort nach dem Verbot der HADEP beantragte Staatsanwalt Sabih Kanadoglu auch ein Verbot der DEHAP. Er wirft der Partei vor, bei den letzten Parlamentswahlen falsche Angaben gemacht zu haben. Der gleiche Vorwurf war bereits kurz vor den Wahlen erhoben worden. Dennoch hat die Wahlkommission den Ausschluss der DEHAP damals abgelehnt. Die DEHAP wurde bereits am 15. Dezember 1999 im Hinblick auf eine eventuelle spätere Schliessung der HADEP gegründet. 

Laut dem Jahresbericht der Türkischen Menschenrechtsstiftung (TIHV) wurden im Jahre 2002 3468 führende Parteimitglieder der HADEP verhaftet und 55 HADEP-Büros durchsucht. Die TIHV stellt in ihrem Bericht fest, dass die Repression der HADEP gegenüber nicht abgenommen habe. Es wurde in dieser Zeit auch immer wieder über Folter an HADEP-AktivistInnen berichtet. 

In Ankara wurden 18 führende Mitglieder der HADEP wegen Unterstützung einer illegalen Vereinigung angeklagt, weil am Kongress der Jugendorganisation vom 15. Oktober 2002 Parolen gerufen und eine Botschaft von Abdullah Öcalan verlesen worden ist. In Siirt wurden der ehemalige Provinzvorsitzende der HADEP sowie fünf führende Mitglieder der Partei zu je 73 Tagen Gefängnis und einer Geldstrafe verurteilt, weil sie am 8. März ohne Erlaubnis Spruchbänder mit der Aufschrift "Frauen gemeinsam für eine demokratische Gesellschaft und ein freies Zusammensein" aufgehängt haben. 

Abschliessend ist zu sagen, dass die einfache Mitgliedschaft bei der HADEP/DEHAP in der Regel nur dann zu Verfolgung führen kann, wenn sie mit anderen Faktoren wie einer Verurteilung wegen Zugehörigkeit zu einer illegalen Organisation in der Vergangenheit, einer wichtigen sozialen Position, Reflexverfolgung usw. verknüpft ist. Die aktive Mitgliedschaft bei der Jugendgruppe und bei der Frauengruppe ist aus den oben erwähnten Gründen besonders riskant. Die Schliessung der HADEP ist kein zusätzlicher Verfolgungsgrund für ordentliche Mitglieder.
Am 14. Juni 2003 wurde Frau Gülbahar Gündüz, Vorstandsmitglied der Frauengruppe der DEHAP, in Istanbul morgens um 9.00 Uhr auf offener Strasse von vier sich als Polizisten ausgebenden Männern entführt und an einen unbekannten Ort gebracht, wo sie sexuell missbraucht worden ist. Frau Gündüz hat bereits zuvor Drohungen erhalten, sie solle ihre politische Arbeit zu Gunsten einer Generalamnestie einstellen.
2.9.3 Mitglieder der HAK-PAR

Wie die HADEP wurde auch die HAK-PAR (Partei für Grundrechte und Freiheiten, eine pro-kurdische Partei, die der PSK nahesteht) im Vorfeld der Wahlen mit der Schliessung bedroht, mehrere Mitglieder wurden verhaftet und von der Polizei bedroht. 

Vorsitzender der HAK-PAR, die am 11. Februar 2002 gegründet wurde, ist der bekannte kurdische Politiker und ehemalige Abgeordnete Abdulmelik Firat. Er wurde schon zweimal verhaftet und der Staatsanwalt des Staatssicherheitsgerichts Diyarbakir stellte ihm in Aussicht, dass er wegen separatistischer Propaganda angeklagt werde. 

Am 24. Dezember 2002 wurden Bayram Bozyel, der stellvertretende Vorsitzende der HAK-PAR in Diyarbakir, das Vorstandsmitglied Mehmet Eren und zwei weitere Mitglieder von der Anklage der Unterstützung der Sozialistischen Partei von Kurdistan (PSK) freigesprochen. Die Angeklagten sind am 12. Juni 2002 in Diyarbakir festgenommen und vier Tage lang unter Folter verhört worden. Alle ausser Mehmet Eren, welcher auch Vertreter der Zeitung "Dema Nu" ist, wurden am 17. Juni 2002 freigelassen. Mehmet Eren wurde erst am 24. Juni 2002 freigelassen.

Der stellvertretende Vorsitzende der HAK-PAR wurde vom Staatssicherheitsgericht Adana zu einem Jahr Gefängnis verurteilt, weil er bei einem Pressegespräch am 22. Januar 2002 in Mersin über die Rechtlosigkeit der KurdInnen und zu Gunsten einer demokratischen und friedlichen Lösung des Konflikts gesprochen hat.
2.9.4 Mitglieder der EMEP

Führende und besonders aktive Mitglieder der EMEP dürften in Zukunft aufgrund der Wahlkoalition mit der HADEP einem noch grösseren Repressionsrisiko ausgesetzt sein, weil sich die Partei unmissverständlich mit der kurdischen Sache solidarisiert hat. Bereits zuvor ist es immer wieder zu Verfahren gegen besonders aktive Mitglieder der Partei gekommen, welche wegen Verteilens von Flugblättern, Aufhängen von Plakaten usw. angeklagt worden sind. Die Verfahren führen vielfach zu einem Freispruch, doch die mit diesen Verfahren verbundenen Schikanen sind gross. Die EMEP agiert oft im Umfeld von Fabriken, wo sie versucht, die ArbeiterInnenschaft zu mobilisieren, was regelmässig dazu führt, dass die in diese Aktionen involvierten Personen von der Fabrikverwaltung bei der Polizei denunziert werden. Danach erfolgen Verhaftung und Anklage. Dieses Vorgehen zeigt einmal mehr, dass die Gesetze zwar geändert haben, die Mentalität der Polizei und der Unternehmer jedoch mit diesen Änderungen nicht haben Schritt halten können und dass viele noch nicht erfasst haben, was das Recht auf freie Meinungsäusserung bedeutet. 

2.9.5 Aktive Mitgliedschaft bei der ÖDP, TSIP u.a.

Es kommt immer wieder zu Verhaftungen und Verfahren gegenüber Angehörigen anderer Oppositionsparteien wie zum Beispiel der ÖDP, TSIP usw. Diese stehen in der Regel im Zusammenhang mit Aktionen betreffend die Situation in den Gefängnissen und eher selten mit einem Engagement zu Gunsten der Kurdensache. Führende Mitglieder dieser Parteien sind angeklagt worden, mit ihren Protestveranstaltungen bewaffnete Banden unterstützt zu haben. 

Im Vorfeld der Wahlen wurden Klagen laut, wonach Mitglieder von marxistisch-leninis​ti​schen Parteien daran gehindert wurden, ihre Wahlplakate aufzuhängen. Während der Kampagne wurden KandidatInnen der linken Oppositionsparteien im Fernsehen und am Radio nicht die gleichen Rechte eingeräumt wie den übrigen Parteien.

2.9.6 AnhängerInnen illegaler Parteien

AnhängerInnen illegaler Parteien werden des Versuchs angeklagt, die verfassungrechtliche Ordnung des Staates umstürzen und eine neue Staatsordnung begründen zu wollen. Je nach Funktion werden sie aufgrund von Art. 168 TStGB (führende Kräfte) oder Art. 169 TStGB (Anhänger) verurteilt. Führende Mitglieder der KADEK werden aufgrund von Art. 125 TStGB verurteilt. Milizionäre und SympathisantInnen aufgrund von Art. 169 TStGB. 

2.9.7 JournalistInnen und SchriftstellerInnen

JournalistInnen und SchriftstellerInnen sind äusserst oft Opfer von Gerichtsverfahren, die ihre Meinungsäusserungsfreiheit einschränken. Sie stellen unter den Gewissensgefangenen die grösste Kategorie dar. Bis zum Ende des Ausnahmezustandes in den kurdischen Provinzen war es verboten, über die Menschenrechtssituation in Kurdistan zu berichten. Gegen dieses Verbot verstossende JournalistInnen und SchriftstellerInnen wurden angeklagt, mit ihren Artikeln oder Büchern über die kurdische Realität Hass und Feindschaft geschürt zu haben oder sogar separatistisch tätig gewesen zu sein. Zahlreiche Personen wurden deswegen zu mehrjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Amnesty International betrachtet all diese Personen als Gewissensgefangene. 

In der jüngsten Vergangenheit hat auch die Berichterstattung über die Situation in den Gefängnissen eine massgebliche Einschränkung erfahren. Wie bereits dargelegt, wurde diese Berichterstattung immer wieder als Unterstützung illegaler bewaffneter Organisationen interpretiert. 

Es gibt heute in der Türkei mehrere kurdische Zeitschriften, welche zwar legal erscheinen dürfen, jedoch systematisch eingezogen werden. Allein im Jahre 2002 sind 169 Publikationen eingezogen und verboten worden, was regelmässig zur Eröffnung einer Untersuchung und zu einer Anklage gegen die verantwortlichen ChefredaktorInnen und die verantwortlichen UrheberInnen der Artikel führt. 

Nach einer Statistik des IHD wurden im Jahre 1999 gegen 166, im 2000 gegen 468, im 2001 gegen 3473 und im 2002 gegen 2926 Personen ein Verfahren eingeleitet im Zusammenhang mit freier Meinungsäusserung. Als Folge der im Kapitel 1.3.4 erwähnten Gesetzesrevisionen haben sich die Anklagepunkte verändert. Früher wurden JournalistInnen, SchriftstellerInnen, Mitglieder von Menschenrechtsvereinen und legalen Oppositionsparteien vor allem aufgrund von Art. 8 Anti-Terrorgesetz angeklagt (Separatismuspropaganda), später wegen Aufhetzung (Art. 312 TStGB) und Verunglimpfung des türkischen Staates und seiner Institutionen (Art. 159 TStGB). Seit Beginn der Todesstreikaktionen und der Kampagne für Kurdischunterricht vor allem wegen Unterstützung einer illegalen Organisation (Art. 169 TStGB).

In den letzten vier Jahren sind laut IHD sieben ihrer Vereine verboten worden.

2.9.8 Jugendliche (Studierende und SchülerInnen)

Hunderte von Jugendlichen sind wegen ihrer Teilnahme an der Kampagne zur Einführung von Kurdischunterricht verhaftet worden. Nach Angaben des IHD sind mindestens 448 Personen angeklagt worden. Zahlreiche Mitglieder der HADEP-Jugendorganisation wurden wegen Unterstützung einer illegalen Organisation angeklagt und während der Polizeihaft gefoltert. 

Auch im Zusammenhang mit den Protesten gegen den Krieg im Irak sind zahlreiche Jugendliche verhaftet worden, vor allem in Oppositionsparteien und -gruppierungen organisierte Jugendliche.
2.9.9 GewerkschaftsaktivistInnen

Gegen die grossen Gewerkschaften laufen heute kaum mehr Gerichtsverfahren. Aufgrund ihrer moderaten Haltung werden sie und ihre Tätigkeiten heute vom Staat weitgehend toleriert. Anders ist es mit oppositionellen Kleingewerkschaften, welche unter dem Einfluss der EMEP und anderer Oppositionsgruppierungen arbeiten.

Vor allem die EMEP hat es sich zum Ziel gemacht, ArbeiterInnen in Betrieben, in denen es noch keine Gewerkschaften gibt, zur Gründung einer Gewerkschaft zu motivieren. Gewerkschaftstätigkeiten geben auch dann regelmässig zu Verfolgungshandlungen Anlass, wenn sich GewerkschafterInnen für Belange wie die Einführung von Kurdischunterricht, die Situation in den Gefängnissen oder gegen den Krieg im Irak engagieren.

Personen aus dem Umfeld der EMEP, die sich regelmässig für die Organisierung der ArbeiterInnen einsetzen, sind trotz der geltenden Gesetzgebung systematischen Verfolgungsmassnahmen in Form von Schikanen, Drohungen und Kurzinhaftierungen ausgesetzt. Sie müssen mit Gerichtsverfahren rechnen, die jedoch oft mit einem Freispruch enden.

2.9.10 Beamte und Beamtinnen

BeamtInnen haben nicht das Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Dies führt dazu, dass sie im Verhältnis zu Angestellten in gewerkschaftlich organisierten Betrieben zu wesentlich schlechteren Bedingungen arbeiten. BeamtInnen mussten in den letzten zwanzig Jahren wohl den grössten Reallohnverlust einstecken. Dennoch sind ihre Forderungen eher gesellschaftspolitischer als lohnpolitischer Art.

In den Ausnahmezustandsprovinzen waren BeamtInnen, die sich innerhalb der Gewerkschaft Egit-Sen (Erziehungsbereich) oder Saglik-Sen (Gesundheitspersonal) usw. organisiert haben, intensiven Verfolgungsmassnahmen ausgesetzt. Wie bereits früher beschrieben, wurden sie oft aus den Ausnahmezustandsregionen in mehrheitlich rechtsgerichtete Provinzen verbannt, wo sie keine Lebenssicherheit hatten. Mit Ende des Ausnahmezustandes wird dieser Praxis zwar ein Ende gesetzt. Doch können unliebsame BeamtInnen nach wie vor in andere Provinzen versetzt werden – eine Praxis, die der türkische Staat seit Jahrzehnten verfolgt.

Positiv zu bewerten ist, dass Mitglieder der Egit-Sen und der Saglik-Sen heute nicht mehr wie noch vor einigen Jahren mit Angriffen auf ihr Leben rechnen müssen. Foltergefahr kann bei besonders aktiven Personen jedoch nicht ausgeschlossen werden.

Des weiteren kommt es immer wieder vor, dass Ärzte, die sich weigern, von der Polizei gewünschte ärztliche Gutachten auszustellen, starkem Druck ausgesetzt werden können. Besonders unangenehme Ärzte sind auch immer wieder Opfer von Gerichtsverfahren. So wurden in den letzten drei Jahren zwei Ärzte der Menschenrechtsstiftung Izmir angeklagt.

2.9.11 Aktivmitglieder der Göç-Der

Der Verein Göç-Der wurde zur Unterstützung der intern Vertriebenen gegründet. In der Anfangsphase des Vereins machten die Vereinsmitglieder vor allem Besuche in den Zeltdörfern ausserhalb der westtürkischen und kurdischen Städte, um die materiellen Bedürfnisse dieser intern Vertriebenen zu eruieren und auch gewisse soziologische Studien durchzuführen. Die den Zeltdörfern angetroffene Situation war äusserst prekär und der Staat interessierte sich überhaupt nicht für das Los dieser Vertriebenen. Daraus ergaben sich die ersten Forderungen des Vereins, der immer mehr ins Rampenlicht gerückt wurde und eine unliebsame Realität – die vom türkischen Staat lange Zeit verneint wurde – an die Öffentlichkeit brachte. Die Folgen liessen nicht lange auf sich warten und aktive Mitglieder der Göç-Der mussten mit systematischen Verfolgungshandlungen rechnen. Oft wurden sie auch am Zugang zu den Zeltlagern gehindert und sie wurden bei Besuchen festgenommen.

Heute besteht die Hauptaktivität der Vereins darin, rückkehrwilligen DorfbewohnerInnen bei ihren Eingaben an die Behörden behilflich zu sein. Immer wieder denunziert Göç-Der die Schikanen, denen die Rückkehrwilligen ausgesetzt sind. Mit dieser für den Staat unliebsamen Arbeit setzt er sich den Angriffen der Behörden aus. Die Vorstehende der Zentrale des Göç-Der in Istanbul, Sefika Gürbüz, hat zur Zeit zahlreiche Gerichtsverfahren gegen sich laufen. Auch anderen Vorsitzende von Regionalorganisationen geht es nicht besser. Die Verfahren enden zwar oft mit einem Freispruch, doch die damit verbundenen Schikanen und der psychische Druck sind gross. 

2.9.12 ExilaktivistInnen

Wir verweisen auf unsere früheren Ausführungen zu diesem Thema und machen darauf aufmerksam, dass die türkische Botschaft alles, was in der Schweiz über die Türkei gesagt und geschrieben wird, mit grossem Interesse und hoher Intensität verfolgt. Dazu gehören die Tätigkeiten und Verlautbarungen von SchweizerInnen, noch mehr jedoch diejenigen der türkischen und kurdischen Diaspora. So hat die türkische Botschaft im letzten Jahr verschiedene Redaktionen von Schweizer Zeitungen angeschrieben und einen Journalisten verunglimpft, der regelmässig in diesen Zeitungen Artikel über die Situation in der Türkei schreibt. Die Schweizer Sektion von Amnesty International erhielt im Frühjahr 2002 von der Botschaft einen Beschwerdebrief, weil die Autorin des vorliegenden Berichts in einem Interview mit der "terroristischen Zeitung" Özgür Politika über Vergewaltigungen von kurdischen Frauen sprach. 

Ein Verfahren gegen einen kurdischen Musiker, der während seines Urlaubs in die Türkei gereist ist, zeigte, dass die Polizei des Grenzortes Edirne – wo er verhaftet worden ist – innert kurzer Zeit Zugriff zu detaillierten Informationen über die Exiltätigkeiten dieses Musikers hatte. Er wurde zudem ausführlich über die Verantwortlichen des kurdischen Vereins in seiner Stadt und dessen Tätigkeiten ausgefragt. 

Auch die staatliche Internetseite www.pkkgercegi.net belegt, dass die türkischen Behörden die Exiltätigkeiten der Diaspora genau überwacht. Auf dieser Seite gibt es nämlich einen Link zu PKK-Aktivitäten in Europa. Es sind Informationen über unzählige kurdische Vereine in Europa zu finden. Die regionalen Verantwortlichen werden unter der Rubrik "verantwortlicher Terrorist" aufgeführt. Auch aus der Schweiz sind zahlreiche kurdische Vereine verschiedener politischer Ausrichtungen aufgeführt. Es ist angegeben, ob sie mit der PKK oder der PSK Kontakt haben. Gewisse Vereine werden als PKK-nahe erwähnt, obwohl dies nicht der Fall ist. Allein die Tatsache, dass sie die Kurdensache zu ihrem Hauptthema machen, führt zu dieser Unterstellung. 

Aus diesem Grund gehen wir nach wie vor davon aus, dass eine Person, die regelmässig in Kurdenvereinen und an Demonstrationen, Hungerstreiks, usw. in Erscheinung tritt, bei einer Rückkehr in die Türkei gefährdet ist. Vorstandsmitglieder von lokalen Kurdenvereinen müssen meines Erachtens bei dieser intensiven Überwachungstätigkeit ebenfalls einer Risikogruppe zugeordnet werden. Dies gilt umso mehr für kurdische Vereine, werden doch deren Verantwortliche als "Terroristen" betrachtet. 

2.10 Reflexverfolgung

Reflexverfolgung ist in der Türkei nach wie vor an der Tagesordnung. Davon betroffen sind vor allem nahe Familienangehörige von PKK-, THKC-, TIKKO-AktivistInnen sowie nahe Familienangehörige von AktivitstInnen anderer illegaler Organisationen wie der MLKP. 

Das weitere familiäre Umfeld sowie die Herkunft aus einem Dorf, das in der Vergangenheit einschlägig bekannt geworden ist, kann das Reflexverfolgungsrisiko erhöhen. 

Familienangehörige, die sich mit Todesstreikenden, Verschwundenen usw. solidarisieren, riskieren ebenfalls staatliche Verfolgung, zumindest in Form von Schikanen. Viele dieser Familienmitglieder sind aber auch Folterungen ausgesetzt und selbst angeklagt worden. 

Ganz kritisch ist die Situation derjenigen Familienangehörigen, die sich an den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof gewendet und den Türkischen Staat für das Verschwinden oder den Tod ihrer Ehemänner/Söhne usw. verantwortlich machen. Zahlreiche dieser Familie wurden unter Todesdrohungen zum Rückzug ihrer Klagen angehalten und viele mussten die Türkei verlassen, weil sie dort keine Lebenssicherheit mehr hatten. Auch Zeugen in solchen Verfahren sind regelmässig massiven Drohungen ausgesetzt.
2.11 Geschlechtsspezifische Fluchtgründe

2.11.1 Staatliche Verfolgung

Vergewaltigung von Frauen in Haft und in den kurdischen Dörfern sind nach wie vor ein grosses Tabu. Die Frauenhilfsprojekte Istanbul und Diyarbakir haben zwar dieses Tabu etwas gebrochen, doch muss davon ausgegangen werden, dass vor allem kurdische DorfbewohnerInnen oft jahrelang das Geheimnis ihrer Vergewaltigung mit sich herumtragen. Ein Teil der zahlreichen Selbstmorde in den kurdischen Provinzen ist zweifelsohne auf diese Tatsache zurückzuführen.

Amnesty International hat in einem im Februar 2003 erschienenen Bericht zahlreiche Fälle von sexueller Gewalt durch die Sicherheitskräfte ausgeleuchtet. Auch den beiden Frauenhilfsprojekten sind zahlreiche Fälle bekannt. Einige schlagen sich in der Presse nieder, doch deren Anzahl ist nach wie vor gering im Vergleich mit der vermuteten Dunkelziffer. Vergewaltigung, Jungfräulichkeitstest, sexuelle Belästigungen und der Zwang, sich vor einem oder mehreren männlichen Polizisten auszuziehen, sind in der Türkei weit verbreitet.

Eine kurdische Flüchtlingsfrau, die in ihrem Dorf vergewaltigt worden ist, hat uns auf die Frage, ob es in ihrem Dorf wohl andere Frauen gäbe, die das selbe erlebt hätten, folgendermassen geantwortet: "Keine meiner Freundinnen hat je darüber gesprochen. Aber es ist mir nach meiner Vergewaltigung durch die Soldaten bewusst geworden, dass viele meiner Freundinnen das selbe Los ertragen mussten, denn sie haben sich wie ich nach der Vergewaltigung, ganz plötzlich völlig zurückgezogen und den Kontakt mit den anderen DorfbewohnerInnen vermieden."

Nach einer Studie aus dem Jahre 2000, sind 2 % der Frauen in den kurdischen Provinzen der Türkei Opfer von sexueller Gewalt seitens der Sicherheitskräfte geworden. Dieser Prozentsatz berücksichtigt die Dunkelziffer nicht, die auf die Tabuisierung der sexuellen Gewalt zurückgeht. 

In Verfahren gegenüber ihren Peinigern haben vergewaltigte Frauen jedoch kaum je einen Erfolg erzielt. Dies ist auf die strengen Anforderungen zurückzuführen, die in der türkischen Rechtssprechung formuliert worden sind. So wurden Berichte von Psychologinnen bezüglich posttraumatischen Belastungsstörungen bis anhin kaum als Beweismittel für eine Vergewaltigung angenommen. Nur gerichtsmedizinische Untersuchungen, die in den ersten fünf Tagen (bei verheirateten Frauen) oder in den ersten zehn Tagen (bei nicht verheirateten Frauen) durchgeführt worden sind, haben nach der höchstrichterlichen Gerichtssprechung Beweiswert. Dazu kommt, dass bis anhin nur das Eindringen des männlichen Gliedes als Vergewaltigung betrachtet worden ist. Vergewaltigungen mit Flaschenhälsen usw. zählten nicht als solche. 

Auch Männer riskieren, während der Polizeihaft vergewaltigt zu werden. Auch aus den Gefängnissen sind Klagen über Vergewaltigung öffentlich geworden.

2.11.2 Private Verfolgung

Was häusliche Gewalt betrifft, haben Frauen nur wenige Zufluchtmöglichkeiten. Es besteht nach wie vor die weit verbreitete Meinung, dass eine Frau bei ihrem Mann auszuharren hat, selbst wenn sie von ihm geschlagen wird.

Frauen, die von ihrer Familie, ihrem Ehemann oder einem bestimmten sozialen Umfeld verfolgt werden, erhalten kaum den notwendigen staatlichen Schutz. Erst mittels des sechsten Anpassungspakets werden die Straferleichterungen für Täter von Ehrmorden aufgehoben, was ein wichtiger Schritt gegen die Straflosigkeit ist. Doch die Gerichte sind weit davon entfernt, Frauen gegen Gewalt in der Ehe zu schützen.

Folgen der staatlichen oder privaten sexuellen Gewalt sind meist die totale Isolierung des Opfers bis hin zu dessen Eliminierung, da es die Ehre der Familie beschmutzt hat.

Laut Informationen von Frau Nazik Isik von der türkischen "Stiftung Solidarität mit Frauen" vom 1. April 2003, gibt es in der Türkei zur Zeit acht staatliche Frauenhäuser, zwei Frauenhäuser, die von Gemeinden unterhalten werden, und ein einziges Frauenhaus auf privater Basis. Staatliche Frauenhäuser werden von Frauenorganisationen nicht als sichere Zufluchtorte betrachtet, weil es in der Vergangenheit immer wieder vorgekommen ist, dass Informationen über den Verbleib von Insassinnen an Familienmitglieder herausgegeben worden sind. Die Kapazitäten der anderen drei Frauenhäuser ermöglichen es nicht, eine Frau über längere Zeit aufzunehmen. Insofern bieten auch sie keine dauerhafte Lösungen an, sondern sehen sich lediglich als Übergangslösungen. Dies ist dann ein Problem, wenn eine Frau von ihrer Familie verstossen wird und nicht auf deren Schutz zählen kann.

2.12 Militärdienst, Refraktäre und Deserteure 

Grundlage der nachfolgenden Informationen sind die ausführlichen Ausführungen in der SFH-Publikation "Türkei – Informationen für HilfswerksvertreterInnen" aus dem Jahre 1997.

2.12.1 Grundsätzliches zum Militärdienst

Es gibt nach wie vor keinen zivilen Militär-Ersatzdienst und nur medizinische Gründe können zu einem Ausschluss aus der Armee führen. Frauen müssen keinen Militärdienst leisten. Der Militärdienst von Universitätsabgängern dauert 16 Monate, wenn sie ihn als Reserveoffiziere absolvieren. 

Je nach politischer Lage im Land können Lehrer, Ärzte und Beamte ihren Militärdienst in ihrem Beruf absolvieren, indem sie diesen in den kurdischen Provinzen ausüben. Sie sind jedoch verpflichtet, eine Grundausbildung von 40 Tagen zu absolvieren. 

Die nächstgrösseren Brüder von im Kampf gegen die PKK gestorbenen Soldaten können ebenfalls vom Militärdienst befreit werden. 

2.12.2 Aushebungsverfahren und Aufgebot

Mittlerweile hat sich die Situation betreffend Aushebung und Aufgebot zum Militärdienst normalisiert und der Druck der Armee auf die Jugendlichen ist nicht mehr so gross wie zur Zeit des Konflikts mit der PKK. Studenten, die ein Fernstudium absolvieren, können ihren Militärdienst in der Regel wieder aufschieben. Studenten, die an einer türkischen Universität studieren, können ihren Militärdienst bis 29-jährig aufschieben. Ausnahmen bilden diejenigen Studenten, die nach einem Doktorat noch eine Zusatzausbildung absolvieren. Für sie ist das Höchstalter 36 Jahre.

Die reguläre Aufenthaltsbewilligung im Ausland muss mehr als drei Jahre gedauert haben, um den Militärdienst wegen Auslandaufenthalts aufschieben zu können. Diese Soldaten leisten einen einmonatigen Militärdienst unter guten Bedingungen in Burdur.

Wie in der Schweiz gibt es auch in der Türkei bestimmte Einrücktermine. Es gibt deren vier: je der 21.-27. im Februar, Mai, August oder November.

2.12.3 Strafbestimmungen für Militärdienstflüchtige

Die mit der Gesetzesrevision von 1994 in Kraft getretenen Strafbestimmungen haben immer noch Gültigkeit. Von Gesetzes wegen besteht kein Unterschied, ob sich jemand der ersten oder der zweiten Musterung entzieht. In beiden Fällen gilt man als Refraktär.

Wer sich jedoch nach der zweiten Musterung mehr als sechs Tage dem Militärdienst entzieht, wird zum Deserteur. Ein Auslandaufenthalt ist nur dann ein Entschuldigungsgrund, wenn er über die Botschaft legalisiert ist, was Asylsuchende nicht machen können. Das heisst im Klartext, dass die Zeit, die eine Person als Refraktär oder Deserteur im Ausland verbringt, von Gesetzes wegen genau gleich gilt wie die Zeit, die er sich in der Türkei versteckt. 

Am 2. November 1999 hat das Türkische Parlament unter dem Finanzdruck, den das grosse Erdbeben vom August 1999 verursacht hat, ein provisorisches Gesetz verabschiedet, das vorsah, dass in der Türkei lebende Personen, die vor dem 1. Januar 1973 geboren sind, sich gegen Bezahlung von 15'000 DM und gegen Leistung eines Monats Grunddienst vom Militärdienst freikaufen konnten. Männer, die mehr als 40 Jahre alt waren, konnten sich mit 20'000 DM freikaufen. Ende der Antragsfrist war der 4. Mai 2000. Etwa 70'000 Refraktäre haben von diesem Angebot Gebrauch gemacht. Der Betrag konnte in drei Raten bezahlt werden. Wer aber eine oder zwei Raten nicht bezahlt hat, wurde als Deserteur eingestuft, weil er bereits den Grunddienst absolviert hatte. 

In der 1997-Publikation ist eine Amnestie von 1988 erwähnt. 1992 wurde ausserdem ein provisorisches Gesetz verabschiedet, das eine Frist von fünf Monaten einräumte, um sich des Militärdienstes gegen Bezahlung zu entledigen.

Wer sich dem Militärdienst entzieht, wird vorerst an seinem Wohnsitz und in seinem Heimatort gesucht. Wenn der Refraktär bzw. Deserteur nicht gefunden werden kann, wird er im GBTS (Genel Bilgi Toplama Sistemi, Allgemeines Informationssammlungssystem) landesweit zur Fahndung ausgeschrieben. Das Bundesamt für Flüchtlinge BFF mittlerweile unzählige Fälle, in denen die Botschaftsantworten bestätigten, dass Refraktäre/Deserteure nach einer gewissen Zeit landesweit zur Fahndung ausgeschrieben und einem Passverbot unterstellt worden sind. Ab diesem Zeitpunkt erfolgt die Fahnung nicht nur durch die Militärpolizei, sondern auch durch zivile Polizeieinheiten, Ausserdem sind sie an den Grenzposten als gesucht registriert.

Gerade dieses Vorgehen birgt aber die grössten Risiken, Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt zu werden. Wenn ein Refraktär bzw. Deserteur nämlich zuerst von der politischen Polizei aufgegriffen wird, ist das Folterrisiko gross. Die Refraktion wird in diesen Fällen oft als zusätzliches Indiz für die politische Gesinnung einer Person betrachtet, vor allem wenn es sich beim Refraktär/Deserteur um einen Kurden handelt. 

Obwohl die Kämpfe in den kurdischen Provinzen mehrheitlich beendet sind, gibt es nach wie vor eine grosse Anzahl von Refraktären. Deren Anzahl ist schwer zu schätzen, es dürfte sich um mehr als 200'000 Personen handeln, da viele Kurden aus politischen Überlegungen immer noch nicht bereit sind, in der türkischen Armee – unter deren Präsenz sie ihr ganzes Leben gelitten haben – Militärdienst zu leisten. Viele von den ursprünglich etwa 350'000 Refraktären und Deserteuren haben nach der Amnestie von 1999 auf eine neue Amnestie gewartet, die jedoch wider Erwarten nie verabschiedet worden ist. Andere haben sich nach dem Ende der Kämpfe widerwillig dafür entschieden, ihren Militärdienst nun doch noch zu absolvieren, insbesondere nachdem ihnen das Strafamnestiegesetz vom Dezember 2000 die Möglichkeit gab, ihre Situation zu regeln. Es dürfte sich mehrheitlich um türkischstämmige Jugendliche handeln. Doch kennen wir auch Kurden, die sich zu diesem Schritt entschlossen haben, wurde doch das Leben in der Halblegalität mit der Zeit zu schwierig.

2.12.4 Strafverfolgungsrisiko für Refraktäre und Deserteure

Obwohl seit der Verabschiedung der oben erwähnten Gesetzesrevision mehr als neun Jahre vergangen sind, ist es nach wie vor nicht klar, nach welchen Kriterien Refraktäre verurteilt werden. Tatsache ist, dass es Refraktäre gibt, gegen die ein Verfahren angestrengt worden ist, und andere, die wegen ihrer Refraktion zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden sind und diese Strafe absitzen mussten. Nur eine Detailstudie der bis heute bekannten Urteile könnte gewisse Schlussfolgerungen ermöglichen. Eine solche Studie existiert jedoch bis heute nicht. Es scheint vielmehr vom zuständigen Kommandanten abzuhängen, ob ein Refraktär strafverfolgt wird oder nicht. Nach Informationen aus Militärkreisen, die dem holländischen Aussendepartement gegeben worden sind, sollen immerhin 45 % aller Verfahren vor Militärgerichten Refraktion oder Desertion betreffen.

In den uns aus jüngster Zeit bekannten Fällen von Refraktären, die in die Türkei zurückgeschickt worden sind, ist niemand bei der Rückkehr in die Türkei sofort verhaftet und an ein Militärgericht überwiesen oder sogleich in den Militärdienst geschickt worden. Die uns bekannten Refraktäre wurden in der Regel höchstens 24 Stunden am Flughafen festgehalten und entlassen, nachdem die notwendigen Abklärungen über sie gemacht worden sind. Sie erhielten zudem eine kurze Frist, um sich bei der zuständigen Militärsektion zu melden und ihre militärische Situation zu regeln. 

Refraktäre, die verhaftet werden, werden in der Regel innert 48 Stunden zu ihrer Einheit gebracht.

Allerdings müssen diese Refraktäre damit rechnen, auch nach ihrer Integration in ihre Einheit wegen Refraktion verurteilt zu werden. Sie müssen ihre Strafe dann in einem Militär- und manchmal einem Zivilgefängnis absitzen und ihr Militärdienst wird um die Länge der verfügten Strafe verlängert. Nur wer sich weniger als drei Monate dem Militärdienst entzogen hat, kann mit der Umwandlung seiner Gefängnisstrafe in eine Busse rechnen. Die meisten sich in der Schweiz aufhaltenden Refraktäre haben sich aber länger als drei Monate dem Militärdienst entzogen.

Die Foltergefahr ist bei ordentlichen Refraktären gering. Wer jedoch bereits in der Vergangenheit aufgefallen ist, sich im Ausland politisch betätigt hat oder einer besonders aktiven und einschlägig bekannten Familie angehört, muss mit Folter rechnen. Es ist ein Fall bekannt, wo eine Person allein aufgrund ihrer Herkunft aus einer bestimmten Provinz (Tunceli) gefoltert und in ein Verfahren wegen PKK-Unterstützung im Militärdienst involviert worden ist.

Bei Personen, die aus dem Aktivdienst desertiert sind, ist die Foltergefahr besonders hoch, da bei diesen Personen eine entsprechende politische Gesinnung angenommen wird. Zudem erfolgt die Desertion nicht selten nach diversen Zwischenfällen während des Militärdienstes, bei denen die Personen bereits aufgefallen sind.

Das im Dezember 2000 verabschiedete Amnestiegesetz war auch auf Delikte wie Refraktion und Desertion anwendbar, setzte jedoch voraus, dass sich diejenigen Personen, die davon profitieren wollten, in die Türkei begeben mussten. Ein Antrag über die Botschaft war nicht möglich. In der Zwischenzeit ist die Antragsfrist abgelaufen.

Was die Gefahr betrifft, während des Militärdienstes Opfer einer extralegalen Hinrichtung zu werden, hat sich die Situation in den letzten zwei Jahren stark verbessert. Im ersten Jahr nach der Verhaftung von Abdullah Öcalan sind weiterhin verdächtige Todesfälle in der Armee bekannt geworden. Der IHD meldete für 2001 keine verdächtige Todesfälle im Militärdienst. Die Presse berichtete über einen Todesfall. Ein Soldat soll von einer unkontrollierten Kugel getötet worden sein.

Nach Aussagen eines Menschenrechtsaktivisten, der kürzlich seinen Militärdienst absolviert hat und als Psychologe eingesetzt worden ist, bemüht sich die Armee stark, weitere solche Fälle zu vermeiden. Soldaten mit psychischen Problemen werden sofort in Behandlung geschickt und die Armeeführung ist sich bewusst, dass Todesfälle während des Militärdienstes ihrem Ruf nicht förderlich sind. 

Der Militärdienst in der Türkei ist an und für sich äusserst streng und von einem absolut respektlosen Klima geprägt. Schläge, Erniedrigungen und andere Menschenrechtsverletzungen sind an der Tagesordnung. Besonders von diesen Menschenrechtsverletzungen betroffen sind Personen, die sich nicht wehren können, vor allem Kurden und Christen, die der türkischen Sprache nicht kundig sind und klar als Nichttürken erkannt werden können, aber auch Personen, die in der Vergangenheit wegen ihrer pro-kurdischen Haltung aufgefallen sind, unter ihnen Refraktäre und Deserteure, aber auch Zeugen Jehovas. Zwangsweise Beschneidungen von nicht muslimischen Soldaten sollen in den letzten Jahren nicht mehr vorgekommen sein. 

2.12.5 Ausbürgerung wegen nicht geleistetem Militärdienst

Wer sich dem Militärdienst über Jahre hinweg entzieht, muss mit seiner Ausbürgerung rechnen. Bei Männern, die sich mit einer regulären Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz aufhalten und bei der Botschaft als Migranten registriert sind, droht die Ausbürgerung erst ab 38 Jahren. Bei jungen Männern, die sich als Asylsuchende in der Schweiz aufhalten, kann die Ausbürgerung drei Monate nach der Aufforderung der Botschaft erfolgen, ihre Militärdienstsituation zu regeln. Zahlreiche Asylsuchende erhalten eine solche Aufforderung weil ihre Verwandten anlässlich eines der zahlreichen Besuche durch die Gendarmerie die Adresse in der Schweiz bekannt gegeben haben. Bis es jedoch überhaupt soweit kommt, vergehen oft drei bis fünf Jahre. Die Ausbürgerung wird vom Ministerrat beschlossen und im Amtsblatt veröffentlicht. In den letzten Jahren konnten im Amtsblatt regelmässig lange Listen von ausgebürgerten Männern eingesehen werden. 

Wer wegen nicht geleistetem Militärdienstes ausgebürgert worden ist, kann seine Situation jederzeit regeln, indem er der Botschaft gegenüber seinen Willen bekundet, die Frage des Militärdienstes angehen zu wollen. Es sind uns mehrere Fälle von ehemals anerkannten Flüchtlingen bekannt, die sich nach Gesetzesveränderungen "legalisieren" konnten, in der Zwischenzeit aber ihre Nationalität verloren hatten. Sie konnten diese zurückerlangen, nachdem sie ihren Militärdienst geregelt hatten. 

Es ist uns nicht bekannt, was mit einer ausgebürgerten Person passiert, die in die Türkei zurückgeschickt werden soll. Logischerweise sollte die Botschaft die Ausstellung eines Reisedokumentes verweigern, da die Person ausgebürgert worden ist. Wie es in der Praxis steht, wissen wir nicht. Tatsache ist, dass ausgebürgerte Personen in früheren Jahren umgehend an ihren Herkunftsort gebracht wurden, wenn sie versucht hatten, in die Türkei einzureisen (Angehörige der TBKP). 

3 Spezifische Problemstellungen

3.1 Botschaftsabklärungen

Die Botschaftsabklärungen werden in der Regel seriös und sorgfältig gemacht. Positiv zu werten ist, dass die Botschaft in der Regel nicht nur eine, sondern mehrere Quellen konsultiert, was ein objektiveres Bild ergibt.

Dennoch können die Resultate der Botschaftsabklärungen nicht immer ohne Vorbehalt als einzige Wahrheit übernommen werden. Insbesondere Abklärungen per Telefon müssen mit sehr viel Vorbehalt aufgenommen werden, denn die Telefonanschlüsse in den kurdischen Dörfern werden immer noch systematisch überwacht und die Antworten des Muhtars können deshalb verfälscht sein. Des weiteren kann die politische Überzeugung des Muhtars sowie seine Stammeszugehörigkeit die Objektivität der Antwort stark beeinflussen, ja die Antwort sogar verfälschen. Es ist wichtig, bei der Würdigung der Botschaftsantworten diesen Tatsachen Rechnung zu tragen.

3.1.1 Registrierung in der Türkei

In der Türkei gibt es verschiedene Registrierungssysteme. Das Hauptregistriersystem ist das GBTS (Genel Bilgi Toplama Sistemi – Allgemeines Informationssammlungssystem). Dieses System enthält zahlreiche persönliche Daten wie Informationen über Haftbefehle, frühere Verhaftungen, Ausreiseverbote, Refraktion, Desertion, Informationen über Weigerungen, Militärsteuern zu begleichen und Steuerverzögerungen. Verbüsste Strafen werden in der Regel aus diesem Informationssystem herausgenommen und ins Strafregister eingetragen (Adli Sicil). Die Schweizer Botschaft hat Zugang zum GBTS. 

Die Praxis hat jedoch gezeigt, dass dieses System trotz seiner Benennung bei weitem nicht alle Informationen über eine Person enthält. Konkrete Beispiele haben gezeigt, dass eine Person in der Regel erst nach einer Anklage oder nach Erlass eines Haftbefehls durch die Staatsanwaltschaft oder durch ein Gericht im System registriert ist. 

Personen, die erst von der Polizei oder der Gendarmerie wegen eines politischen Delikts gesucht werden, resultieren bei der Botschaftsanfrage in der Regel als nicht gesuchte Personen. Dies muss auf das Instruktions- und Geheimhaltungsinteresse der Polizei bzw. Gendarmerie zurückgeführt werden. Sie wollen, was nachvollziehbar ist, ihre Arbeit nicht durch eine weite Verbreitung der Namen von verdächtigen Personen negativ beeinflussen.

In mehreren Fällen konnten wir feststellen, dass als PKK-SympathisantInnen oder –Aktivist​Innen denunzierte Personen bei der Botschaftsuntersuchung als nicht gesucht und nicht registriert resultierten, obwohl authentische Polizeiprotokolle bewiesen, dass sie namentlich denunziert worden sind. Das BFF hat in diesen Fällen Asyl erteilt, da die Verfolgungsgefahr aufgrund der Denunziation in einem offiziellen Polizeiprotokoll als gegeben angesehen wurde. Wir empfehlen deshalb sämtlichen RechtsvertreterInnen, ihre MandantInnen aufzufordern, die Polizeiprotokolle von verhafteten Personen beizubringen, die ihren Namen angegeben haben könnten. Nicht selten gelingt es nämlich, anhand dieser Protokolle auszumachen, ob eine Person denunziert worden ist.

Zu erwähnen ist, dass die verschiedenen Sicherheitskräfte nebst dem GTBS, allgemeinen Registriersystem eigene Registriersysteme haben. Zu diesen hat die Schweizer Botschaft keinen Zugang. Es handelt sich um die Register der Polizei, der Anti-Terror-Abteilung, der Gendarmerie, der JITEM, des militärischen Geheimdienstes etc. Es ist also durchaus möglich, dass eine Person im zentralen System nicht vermerkt ist, sie aber von der Anti-Terror-Einheit gesucht wird.

3.1.2 Weitere Erklärungen

Die Absenz eines Datenblattes, keine laufende Fahndung oder die Inexistenz eines Passverbotes sind noch kein Beweis dafür, dass eine Person nicht gefährdet ist. Sie kann, trotz Absenz dieser Einträge im zentralen Informationssystem, in einem der anderen Registriersystem vermerkt sein. Davon muss auf jeden Fall bei Personen ausgegangen werden, die in der Vergangenheit bereits von der Polizei, der Gendarmerie oder einer anderen Einheit der Sicherheitskräfte in Gewahrsam genommen worden sind. 

Personen, die vor ihrer Ausreise einem unerträglichen psychischen Druck ausgesetzt waren, sind auch nach einer eventuellen Rückkehr wieder bedroht, Opfer von einem unerträglichen psychischen Druck zu werden. Sie sind in der Regel nicht registriert. Dieser Tatsache muss bei der Würdigung der Botschaftsantworten unbedingt Rechnung getragen werden.
3.2 Passverbot

Passverbote werden heute ausser für Refraktäre und Deserteure nur noch selten verfügt. In der Regel werden Personen, gegen die ein Gerichtsurteil ergangen ist, einem Passverbot unterstellt. Während ein Verfahren läuft, sollte eigentlich kein Passverbot bestehen, ausser eine Person sei zur Fahndung ausgeschrieben. 

4 Ökonomische und soziale Situation
4.1 Wirtschaftskrise dauert an

Der internationale Währungsfond machte weitere Zahlungen an die Türkei von der Umsetzung eines radikalen Reformprogrammes abhängig, das nach der Einsetzung des ehemaligen Sonderministers Dervis, anders als frühere Programme, auch umgesetzt wurde. Zu den wichtigsten Zielen dieser Reform gehören die Liberalisierung und Privatisierung der Wirtschaft (der türkische Staat ist nach wie vor Besitzer zahlreicher Staatsbetriebe), mehr budgetäre Disziplin und die Eindämmung des inflationären Drucks.

Seit langem dringend notwendige Strukturreformen, wie die Schaffung gesetzlicher Grundlagen zur Privatisierung von grossen Staatsbetrieben und die Errichtung einer unabhängigen Zentralbank, wurden vom ehemaligen Wirtschaftsminister Kemal Dervis trotz des starken Widerstands der MHP verwirklicht. Der Bankensektor und die Landwirtschaft konnten damit auf eine solidere Basis gestellt werden. Dies hatte im Bankensektor die positive Auswirkung, dass die in der Vergangenheit verbreitete Vetternwirtschaft, welche den Staat je nach Quelle 30-120 Milliarden US-Dollar gekostet hat, nicht mehr möglich ist. Im Agrarbereich haben diese Massnahmen jedoch zu einem grösseren Druck auf die Kleinproduzenten geführt, die deshalb landesweit gegen die staatlichen Massnahmen protestiert haben.

Andere Branchen wie der Energie- und Telekommunikationssektor wurden durch diese Massnahmen dereguliert und auch hier wurde gegen die Vetternwirtschaft vorgegangen. Trotz zahlreicher Privatisierungsmassnahmen befinden sich nach wie vor zahlreiche Unternehmen in Staatshand und die Türkei steht bezüglich deren Privatisierung unter starkem Druck des IWF und der EU. Ausserdem muss sich die Türkei noch stärker gegen die Korruption wenden.

Insgesamt haben die oben erwähnten Massnahmen zu einer Konsolidierung des Staatshaushalts geführt, was einen stabilisierenden Einfluss auf die gesamte Wirtschaft hatte. Erstmals seit Jahren konnte der türkische Staat kürzlich die Zinsen für Staatsanleihen senken, was die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft positiv beeinflussen wird. Der tiefe US-Dollar-Kurs der letzten Monate hat sich ebenfalls positiv auf den Staatshaushalt und die Wirtschaft ausgewirkt, da viele Ausgaben auf diese Währung indexiert sind. In den Grossstädten zum Beispiel werden die Mieten der Geschäfte und sogar eines Teil der Wohnungen seit mehreren Jahren in US-Dollar festgelegt.

Doch muss die allgemeine Wirtschaftslage der Türkei mit einer Auslandschuld von 240 Milliarden US-Dollar bei einem Bruttoinlandprodukt von 150 Milliarden US-Dollar weiterhin als katastrophal betrachtet werden, und der türkische Staat hat grosse Liquiditätsprobleme.

Neben anderen Faktoren hat sich zudem der Irakkrieg negativ auf die Mikrowirtschaft ausgewirkt. Die in den Grenzgebieten zum Irak durch die erhöhte Präsenz der US-Armee erwirtschafteten Zusatzeinnahmen können nicht als Ersatz für die durch die Schliessung der türkisch-irakischen Grenzen gemachten Einbussen betrachtet werden.

Eine Belebung des internen Marktes blieb nach der Wirtschaftskrise vom Februar 2002 weitgehend aus und die Arbeitsmarktlage blieb sehr schlecht. Kleine und mittlere Unternehmen hatten trotz der Stabilisierung der türkischen Lira weiterhin mit den Folgen dieser Wirtschaftskrise zu kämpfen. Zahlreiche Betriebe haben diese nicht überlebt, was durch das Jahres 2002 zu einer grossen Anzahl von Entlassungen geführt hat.

Seit Ende des Irakkrieges und aufgrund des tiefen US-Dollar-Kurses sowie der sinkenden Zinsen sind seit kurzem gewisse Anzeichen für eine Belebung der türkischen Wirtschaft erkennbar. Dies hat sich jedoch bisher noch nicht auf den Arbeitsmarkt ausgewirkt. Die Bilanz des laufenden Jahren wird zudem weitgehend von der Entwicklung des Tourismus abhängen, welcher aufgrund des Irak-Krieges zu Beginn dieses Jahres total stagnierte.

Die neue Regierung hat bereits während ihrer Wahlkampagne angekündigt, dass sie den Reformkurs des ehemaligen Wirtschaftsministers Kemal Dervis fortsetzen würde. Von der Verwirklichung dieses Zieles wird die wirtschaftliche und politische Zukunft des Landes abhängen.

Als positiv zu bewerten ist die Tatsache, dass die neue Regierung alles daransetzt, um die Staatsausgaben zu drosseln. Sie begann, wie bereits erwähnt, mit dem Abbau der Privilegien des Parlaments und der Regierungsmitglieder.

Ein wesentlicher Belastungsfaktor für das Staatsbudget ist nach wie vor die Armee, die einen Grossteil des Budgets verschlingt, und dies obwohl es in den kurdischen Provinzen kaum mehr Kämpfe gibt. Dieses Missverhältnis führt dazu, dass die Ausgaben für Erziehung, Bildung, Forschung und Entwicklung verschwindend klein sind und auch kein Geld für die Entwicklung des Sozialsystems vorhanden ist. So werden lediglich 4 % des Bruttoinlandprodukts in Bildung und Erziehung, und 1/2 % in Forschung und Entwicklung investiert. Für ein Land mit einem so grossen Anteil an jugendlicher Bevölkerung ist dies viel zu wenig. Die von der EU im Rahmen der Heranführungshilfe für die Türkei vorgesehenen Zahlungen werden einen leichten Ausgleich bringen. Sie sind nämlich für den Institutionsaufbau und damit verbundenen Investitionen bestimmt.

Abschliessend ist zu bemerken, dass die wirtschaftliche Lage der letzten fünf Jahre zu einer starken Reduktion der Arbeitsplätze geführt hat, was die berufliche Reintegration von Rückkehrenden erschwert, ja sogar weitgehend unmöglich gemacht hat. Zahlreiche BewohnerInnen der westtürkischen Grossstädte sahen sich in den letzten Jahren gezwungen, diese zu verlassen und in ihre Herkunftsprovinzen zurückzukehren, weil sie in den Städten keine Überlebenschancen mehr hatten.

4.2 Innerstaatliche Fluchtalternative

Aus unseren Ausführungen geht klar hervor, dass eine innerstaatliche Flucht bei den herrschenden wirtschaftlichen Bedingungen weiterhin nur dann eine Alternative ist, wenn eine Person über ein äusserst gutes Sozialnetz verfügt, das auch wirtschaftlich stark ist. Für an​dere Personen, insbesondere für Familien, ist eine Neuansiedlung in den westtürkischen Grosstädten geradezu unmöglich. Die Mieten sind horrend und die Arbeitssuche aussichtslos.

Die Wirtschaftskrise hat mittlerweile ein Ausmass erreicht, dass nicht einmal mehr Familienangehörige mit kleinen und mittelgrossen Betrieben für eine soziale und wirtschaftliche Integration von Rückkehrenden Garantie sein können, weil diese selber ums Überleben kämpfen.

4.3 Medizinische Situation und Versorgung

Wer Geld hat, kann sich in der Türkei in luxuriösen Privatspitälern nach allen Regeln der Kunst behandeln lassen. Die staatlich organisierte medizinische Versorgung ist jedoch katastrophal. Das staatliche Gesundheitssystem hat völlig versagt, und die Türkei verfügt heute über viel zu wenig Spitalbetten. In den kurdischen Provinzen sind laut Jahresbericht der TIHV von 831 Gesundheitsstationen lediglich 88 geöffnet. 

Die Beschreibung der Versorgungssituation stützt sich auf unseren Bericht vom Mai 2001, die dortigen Darstellungen sind nach wie vor aktuell. 

Beamte und Beamtinnen, versicherte Personen und pensionierte Personen, die schon vor ihrer Pensionierung versichert waren, haben an und für sich einen Anspruch auf kostenlose Behandlung in den staatlichen Krankenhäusern. Die Kapazitäten dieser Krankenhäuser sind jedoch derart knapp, dass dringende Operationen erst nach Monaten ausgeführt werden können, ausser die bedürftige Person habe die notwendigen Mittel, um sich in einem Privatspital oder in der "Spezialabteilung" der Staatsspitäler behandeln zu lassen. 

Staatsspitäler haben ein Bettenkontingent für "Spezialpatienten" reserviert. Es handelt sich um eine Art Privatpatienten, welche gegen Bezahlung eines Aufpreises prioritär behandelt werden. Dieser Aufpreis speist einen "Betriebsfond" der Spitäler, aus welchem den Ärzten und Ärztinnen Zusatzprämien bezahlt und gewisse medizinische Grundeinrichtungen finanziert werden. Da die staatlichen Zuwendungen oft mit grosser Verspätung eintreffen, hat dieser Betriebsfond für die reibungslose Betreibung der Spitäler einen grossen Stellenwert.

Konkret läuft die medizinische Versorgung in den Spitälern folgendermassen ab: Wenn bei einer Untersuchung festgestellt wird, dass weitere Spezialuntersuchungen oder gar eine Hospitalisierung notwendig sind, wird die Person beauftragt, einen Termin einzuholen. Wer keinen Beitrag an den Betriebsfond leistet, muss mit Wartezeiten von mehreren Monaten rechnen. Diejenigen, die diesen Fond speisen, werden bereits nach wenigen Tagen aufgenommen. Dies gilt auch für Personen, für welche eine mehrmonatige Wartefrist tödliche Folgen haben kann. 

Wer mit einer so genannten grünen Karte (staatliche Versicherungskarte für bedürftige Personen) kommt, kommt ganz unten auf die Warteliste.

Die medizinische Versorgung ist für viele nur theoretisch garantiert und kranke Personen stehen in der Praxis riesigen Problemen gegenüber. Nur wer über die notwendigen Mittel verfügt, dem ist ein direkter Zugang zu ärztlicher Versorgung garantiert. 

Die zur Verfügung stehenden Kapazitäten für die ärztliche Betreuung von psychisch kranken und traumatisierten Personen sind die total ungenügend. Traumatisierte Personen haben zwar die Möglichkeit, sich kostenlos und kompetent bei der Menschenrechtsstiftung oder der TOHAV behandeln zu lassen, doch gibt es zur Zeit lediglich in Adana, Ankara, Diyarbakir, Istanbul und Izmir solche Behandlungszentren. Wer keine Möglichkeit hat, in einer dieser Städte Unterschlupf bei Familienangehörigen zu finden, hat kaum eine Chance, fachgerecht behandelt zu werden, da die übrigen PsychologInnen und Psychiater​Innen nicht dafür ausgebildet worden sind, traumatisierte Menschen zu behandeln. Das diesbezügliche Bewusstsein ist trotz der hohen Anzahl an Folterfällen nach wie vor nur äus​serst beschränkt vorhanden. An den Universitäten beginnen sich einige Lehrkräfte neu für das Thema zu interessieren. 

In den staatlichen psychiatrischen Kliniken gibt es nur sehr wenige Spitalbetten für psychisch kranke Menschen. Der dortige Aufenthalt wird deshalb so kurz wie möglich gehalten und die Behandlung erfolgt vor allem medikamentös. Für eine Gesprächstherapie gibt es kaum Zeit. Oft werden Berichte über psychiatrische Zwangsmassnahmen bekannt, und aus den Erklärungen von Personen, die sich in staatlichen Institutionen in psychiatrischer Behandlung befunden haben, muss geschlossen werden, dass sich diese Institutionen auf keinen Fall für traumatisierte Personen eignen.
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